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“ Es gab einmal eine Gesellschaft, die so zerrissen war, dass sich eines Tages die 
Ältesten versammelten und beschlossen, den Wissenden hoch oben in den Bergen 
aufzusuchen. Nach ihrer Ankunft berichteten sie ihm von all ihren Nöten: von  
Entwurzelung, Streit, Neid, Tod und anderen Problemen und baten ihn um Rat. Der 
Wissende sagte ihnen, sie sollten einige Tage später wiederkommen. Er werde in der 
Zwischenzeit mit den Geistern sprechen. Nachdem ein paar Tage vergangen waren, 
stiegen sie erneut hinauf, und tatsächlich hielt der Wissende eine Antwort für sie  
bereit: „Mir wurde kundgetan, dass innerhalb der nächsten 30 Jahre ein Kind zur 
Welt kommen und die Lösung für all eure Probleme bringen werde. Ich kann euch 
jedoch nicht sagen, wann dies geschehen und in welche Familie es hineingeboren 
werden wird. Deshalb rate ich euch, allen Kindern, die in den nächsten 30 Jahren 
das Licht der Welt erblicken, Fürsorge und alle erforderlichen Bedingungen zuteil 
werden zu lassen, damit jedes eine angemessene Bildung erhält und den Weg und 
das Ziel verfolgen kann, die ihm gebühren.“ In den folgenden 30 Jahren erfuhren die 
Menschen nie, welches der Kinder das auserwählte war, doch die Probleme ihrer  
Gesellschaft wurden gelöst.

                                                                                  ”
(Erzählt vom leiter der abteilung für indigene angelegenheiten des kolumbianischen Innen- und Justizministeriums, Pedro Santiago 
Posada, auf der Eröffnungsveranstaltung zur lateinamerikanischen Konferenz „Encuentro latinoamericano trabajo Infantil, Pueblos 
Indígenas y Gobiernos: De la Declaración a la acción“/„lateinamerikanisches treffen Indigener Völker und Regierungen über Kinder-
arbeit: handeln statt Reden“, 2010).
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die vorliegende veröffentlichung gibt einen Überblick über die Situation indigener Kinder und Jugendlicher  
in Bolivien, ecuador und peru im lichte der un-Konvention über die rechte des Kindes sowie des Überein- 
kommens 169 der internationalen arbeitsorganisation (ilo). die anerkennung und praktische umsetzung  
indigenen rechts (indigene rechtsprechung) findet hierbei Berücksichtigung.

im mittelpunkt der analyse steht das handeln der nationalen regierungen als zentrale pflichtenträger zur ach- 
tung und zum Schutz der genannten rechte. ferner werden die arbeitsansätze der institutionen zur förderung  
von Kinderrechten (internationale zusammenarbeit, zivilgesellschaftliche organisationen u. a.) genauer betrachtet.  
die Studie fügt sich damit in entwicklungspolitische Schwerpunkte des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
zusammenarbeit und entwicklung (Bmz) ein. 

die Studie ist das ergebnis der zusammenarbeit zwischen dem Sektorprogramm zur Stärkung indigener organisa-
tionen in lateinamerika, proindigena und dem Sektorvorhaben zur umsetzung von Kinder- und Jugendrechten. 
damit können wir einen wesentlichen Beitrag zur notwendigen Kohärenz in der strategischen verankerung des 
gender- und menschenrechtsansatzes in der deutschen entwicklungszusammenarbeit leisten. die Studie endet  
mit der formulierung von empfehlungen, um die rechte indigener Kinder und Jugendlicher effektiver schützen  
zu können.

die dieser publikation zugrundeliegende Studie wurde von august 2012 bis Januar 2013 in Bolivien, ecuador und 
peru durchgeführt. diese drei länder wurden ausgewählt, weil dort nachhaltige fortschritte bei der anerkennung 
der kollektiven rechte der indigenen völker in den verfassungsrechtlichen Bestimmungen erzielt worden sind, ins-
besondere in Bolivien und ecuador. darüber hinaus gehören die genannten länder zu den traditionellen partnern 
der deutschen internationalen zusammenarbeit.

die datenerhebung erfolgte durch die Befragung von Schlüsselpersonen. es wurden 41 interviews in acht öffent-
lichen institutionen der exekutive und legislative sowie in fünf fachabteilungen (adjuntías) und Sonderprojekten 
der nationalen ombudsstellen (defensorías del pueblo) durchgeführt. darüber hinaus wurden 11 organisationen 
der internationalen zusammenarbeit (darunter institutionen der vereinten nationen und internationale nichtre-
gierungsorganisationen) und 11 qualifizierte experten aus wissenschaftlichen einrichtungen, nationalen nichtre-
gierungsorganisationen und programmen der deutschen entwicklungszusammenarbeit sowie weitere experten 
befragt. (eine liste der interviewpartnerinnen und -partner findet sich im anhang.)

1. EInlEItunG

1. Einleitung
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2.  Kontext der Studie und normativer  
 Rahmen

Im Mittelpunkt der Studie stehen die völkerrechtlich 
gewährleisteten Rechte indigener Kinder und Jugendlicher 
und die umsetzung der Rechte in die Praxis (Rechtswirk-
lichkeit). Prüfungsmaßstab für die analyse ist zum einen die 
Konvention über die Rechte des Kindes (1989), zum anderen 
sind es jedoch auch die Rechte indigener Völker, wie sie ins-
besondere aus dem Ilo-abkommen 169 über eingeborene 
und in Stämmen lebende Völker in unabhängigen ländern 
(1989) folgen.  

2.1 Konzeptioneller rahmen der Studie

Die bisherige Fachliteratur, die sich mit den Rechten in-
digener Kinder in den andenstaaten befasst, geht kaum 
und eher unsystematisch auf das Verhältnis zwischen der 

Kinderrechtskonvention (und deren Fokus auf individuelle 
Rechte) und dem Ilo-abkommen (und dessen Fokus auf 
kollektive Rechte von indigenen Völkern) ein. Diese aussage 
gilt für ganz lateinamerika. 

Das Verhältnis zwischen kollektiven und individuellen 
Rechten indigener Kinder und Jugendlicher ist komplex. 
um die tatsächliche Beachtung, den Schutz und die Ge-
währleistung der Rechte indigener Kinder und Jugendlicher 
effektiv beurteilen zu können, ist es daher erforderlich, klare 
analyseparameter zu definieren. Die vorliegende analyse 
geht von vier Dimensionen zum Schutze der Rechte indige-
ner Kinder aus, die komplementär zueinander sind und sich 
gegenseitig bedingen. Sie sind in der folgenden abbildung 
dargestellt:

1.  
Wohl 
des 

Kindes

Selbst-
bestimmung 

der indigenen 
Völker

Rechte 
indigener Kinder 
und Jugendlicher

Umfassender 
Schutz

Gender-
differenzierte 

Benach-
teiligung

Wirksamer 
Rechtsschutz

 
 

3. 

  
2.  

 

 

4.
 

abb. 1: Die vier Grunddimensionen zum Schutz der Rechte indigener Kinder
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(1) Wohl des Kindes
Die Kinderrechtskonvention fordert einen umfassenden 
Schutz von Kindern und Jugendlichen. handlungsleitend 
für jegliches staatliche handeln muss dabei das Wohl des 
Kindes sein. Bei indigenen Gemeinschaften stellt das Kon-
zept des umfassenden Schutzes von Kinder- und Jugend-
rechten eine besondere herausforderung dar: Das  Wohl 
des Kindes als Grundsatz für alle Maßnahmen, die Kinder 
betreffen1, muss im Zusammenhang mit den kollektiven 
Rechten der indigenen Völker anwendung finden. Potenzi-
ell sind hier Widersprüchlichkeiten und Konflikte denkbar.

Der un-ausschuss über die Rechte des Kindes (im Fol-
genden „Kinderrechtsausschuss“ genannt) stellt in seinem 
General Comment 11 (2009) fest: „Das Wohl des Kindes darf 
nicht zugunsten des Wohls der Gruppe vernachlässigt oder 
verletzt werden“ (Ziff. 30).2 Gleichzeitig weist der ausschuss 
aber auch darauf hin, dass „das Wohl des Kindes als kollek-
tives und ebenso als individuelles Recht begriffen wird und 
dass die anwendung dieses Rechts auf indigene Kinder als 
Gruppe eine untersuchung der Beziehung zwischen diesem 
Recht und den kollektiven kulturellen Rechten erfordert.“

Die ausübung und der Genuss der Rechte indigener Kinder 
und Jugendlicher muss sich auf eine systematische Berück-
sichtigung der Kinderrechtskonvention3 stützen. Dies bein-
haltet zwei aspekte:

1. Indigenen Kindern und Jugendlichen darf nicht das Recht 
vorenthalten werden, in Gemeinschaft mit anderen ange-
hörigen ihrer Gruppe ihre eigene Kultur zu pflegen (art. 30), 
und auch die Rechte und Pflichten der Eltern (art. 5) bzw. 
der Mitglieder der weiteren Familie oder der Gemeinschaft 
müssen geachtet werden (GC 11, Ziff. 2 und 46).
2. Die kulturellen Praktiken der indigenen Völker sollen im 
Einklang mit der Kinderrechtskonvention stehen, und Prak-
tiken, die der Würde, der Gesundheit oder der Entwicklung 
von Kindern und Jugendlichen schaden, dürfen nicht beibe-
halten werden (vgl. GC 11, Ziff. 22).

um diese beiden aspekte in Einklang zu bringen, müssen 
die internationalen Instrumente ineinandergreifen und sich 
wechselseitig ergänzen, anstatt in einen Widerspruch zu 
geraten.

(2) Selbstbestimmung der indigenen völker
Von der annahme des Ilo-Übereinkommens 169 (1989) bis 
zur Erklärung der Vereinten nationen über die Rechte der 
indigenen Völker (2007) hat eine zügige Entwicklung von 
Regelwerken zugunsten der autonomie und der Wahrung 
der kollektiven Identität indigener Völker stattgefunden. 
In diesem Zusammenhang gewann das Recht auf Selbst-
bestimmung allmählich an Bedeutung, bis schließlich eine 
explizite anerkennung in art. 3 der un-Erklärung erreicht 
wurde: „Indigene Völker haben das Recht auf Selbstbestim-
mung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei über ihren 
politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Entwicklung.“ (un, 2007)

Dieser Fortschritt in den internationalen Rechtsvorschriften 
entspricht zum einen der Sichtweise der indigenen Völker, 
für die das Recht auf Selbstbestimmung eine Voraussetzung 
für die ausübung aller übrigen Menschenrechte darstellt4; 
zum anderen steht er in Einklang mit der internationalen 
Rechtsprechung, die vom kolumbianischen Verfassungsge-
richt stark beeinflusst ist5.

Vor diesem hintergrund ist Selbstbestimmung in einem Be-
ziehungszusammenhang zu verstehen. Dieses Verständnis 
basiert auf der anerkennung, dass zwischen der kollektiven 
und der individuellen Dimension bei der ausübung der 
Selbstverwaltung eine Wechselwirkung besteht. Der Ein-
zelne wird also eher als Mitglied eines kollektiven Gefüges 
und weniger als Individuum6 verstanden. Dies entspricht 
den Grundsätzen der indigenen Gesellschaften, nach de-
nen individuelle Rechte in der Regel die anerkennung der 
wechselseitigen abhängigkeit zwischen allen lebewesen 
beinhalten und oftmals individuelle und kollektive Verant-
wortlichkeiten miteinander verknüpfen7.

1 art. 3 der un-Kinderrechtskonvention (unicef, 2004).
2 Kinderrechtsausschuss, 2009.
3 Kinderrechtsausschuss, 2003. 
4 Sambo dorough, 2009.
5 So heißt es beispielsweise im urteil 973 dieses gerichts aus dem Jahre 2009: „das recht auf Selbstbestimmung bedeutet, dass sie selbst über die 
eigenen angelegenheiten und wünsche ihrer gemeinschaften im materiellen, kulturellen sowie geistigen, politischen und rechtlichen Bereich entspre-
chend ihren eigenen Bezügen und im einklang mit den von der verfassung und dem gesetz aufgezeigten grenzen entscheiden dürfen.“
6 zitiert in: Kuokkanen, 2012.
7 ebenda.
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8 ebenda, S. 226.
9 Siehe hierzu u. a.: foro permanente para las cuestiones indígenas (Ständiges forum der vereinten nationen für indigene angelegenheiten), 2012; 
iwanka raya, 2006; franco et al., 2009; Kuokkanen, 2012. 
10 vgl. conaghan et al., 1997.

(3) Wirksamer rechtsschutz 
Mit der Ratifizierung der Kinderrechtskonvention ver- 
pflichteten sich die Staaten 1989 zur Entwicklung von 
Rechtsschutzmechanismen. außerdem praktizieren die 
indigenen Völker im Zuge des Rechts auf Selbstbestimmung 
verschiedene Formen der Selbstverwaltung, die eine Fest-
legung und/oder Formalisierung von Rechtsprechungsme-
chanismen zum Schutz der individuellen und kollektiven 
Rechte ihrer Mitglieder beinhalten.

(4) Genderdifferenzierte Benachteiligung
Die Berücksichtigung des Genderaspektes bei der analyse 
der Rechtswirklichkeit indigener Kinder und Jugendlicher 
ist überaus wichtig, denn er ermöglicht eine geschlechtsspe-
zifische aufschlüsselung der Vulnerabilität in verschiedenen 
lebensphasen. Die Benachteiligung von Frauen, insbeson-
dere von Mädchen, ist auch bei indigenen Völkern Realität, 
sodass eine Berücksichtigung der Genderperspektive und 
ihres Bezugs zum Recht auf indigene Selbstbestimmung 
unabdingbar ist.

Es gilt, die idealisierten Vorstellungen von den angeblich zu-
tiefst egalitären indigenen Gesellschaften genauer zu durch-
leuchten. Ebenso müssen hierarchische Strukturen und 
Machtverhältnisse zwischen Männern und Frauen sichtbar 
gemacht werden, die möglicherweise dazu führen, dass für 
indigene Frauen (im Kindes-, Jugend- und Erwachsenenal-
ter) ein anderer Zugang zu Ressourcen, Vertretungs- und po-
litischen Einflussmöglichkeiten sowie zu dem Recht, gehört 
zu werden, besteht.8 

leider gibt es bisher kaum untersuchungen, die sich mit der 
spezifischen Problematik indigener Mädchen befassen, und 
wenn, dann geschieht dies lediglich im Zusammenhang mit 
der allgemeinen Problemlage indigener Frauen. 9

Die Genderperspektive bietet nicht nur die Möglichkeit, die 
besondere Problematik indigener Mädchen einer differen-
zierten analyse zu unterziehen, sondern auch Verbindun-
gen zwischen der bestehenden Vulnerabilität indigener Kin-
der und Jugendlicher allgemein und der indigener Frauen 
herzustellen.

2.2 Indigene Bewegungen: neue politische  
 akteure in der andenregion

In den letzten Jahrzehnten hat sich die soziale und politi-
sche Dynamik in lateinamerika und insbesondere in der 
andenregion stark verändert: Kennzeichnend für die acht-
ziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts war der Übergang 
von Militärdiktaturen zu demokratischen Regierungsfor-
men populistischer Prägung, die den politischen Doktrinen 
der linken entsprachen. Im darauffolgenden Jahrzehnt kam 
es zu einem drastischen Kurswechsel hin zu einer liberalen 
Marktwirtschaft und einer auf „politische Pakte“ gestützten 
Demokratie. Dies bedeutete, dass einige wenige Parteien 
mit hegemonialbestrebungen abwechselnd die politische 
Macht übernahmen10. Darüber hinaus gab es in den neun-
ziger Jahren erste Verstöße gegen die verfassungsmäßige 
ordnung, wie z. B. den „Eigenputsch“ von Staatspräsident 
alberto Fujimori in Peru. Schließlich tauchten in den neun-
ziger Jahren neue politische akteure auf und festigten ihre 
Position: die indigenen Bewegungen. Dies geschah sowohl 
in Ecuador (mit den Mobilisierungen in den Jahren 1990 
und 1994) als auch in Bolivien (Mobilisierungen von 1990 
und 1998).

Das Erwachen der indigenen Bewegungen ging mit be-
stimmten kritischen Prozessen in der politischen Entwick-
lung dieser länder einher, wie dem beschleunigten Zerfall 
des Parteiensystems und der gewerkschaftlichen arbeiter-
bewegung, der unregierbarkeit der länder sowie der Wirt-
schaftskrise am Ende der neunziger Jahre.

Im letzten Jahrzehnt zeigte sich in allen drei ländern 
deutlich, dass Demokratie, Entwicklung und vor allem 
Governance ohne Einbeziehung der indigenen Völker 
nicht möglich sind. Gleichzeitig wurden Forschritte bei der 
rechtlichen anerkennung eines Genderansatzes gemacht 
und internationale Menschenrechtsinstrumente vermehrt 
nationalrechtlich umgesetzt. In allen drei ländern lässt 
sich schließlich beobachten, dass sich in der Politik neue 
Diskurse und Praktiken entwickeln, die zumindest formal 
inklusiver sein wollen.
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Diese neuen politischen Diskurse und Praktiken stecken je-
doch noch in den anfängen, und nach wie vor bestehen bei 
den Regierenden Widerstände gegen die abgabe von Macht-
befugnissen an die indigenen Bewegungen, die ihrerseits 
eine größere autonomie bei der Verwaltung ihrer territori-
en und eine größere teilhabe an der Machtausübung auf na-
tionaler Ebene fordern.11 Diese Situation führt zu ständigen 
Spannungen zwischen den Regierungen und den indigenen 
organisationen und Repräsentanten, wobei die Ressour-
cenausbeutung in den indigenen Gebieten im Mittelpunkt 
steht. Das Verhältnis zwischen den Regierungen und den 
indigenen Völkern ist in den drei untersuchten ländern von 
Gegensätzen in dieser Frage geprägt.

2.3 Wirtschaftliche und soziale Indikatoren

Das letzte Jahrzehnt hat für die andenregion nach der Erho-
lung von der Wirtschaftskrise Ende der neunziger Jahre eine 
nachhaltige Verbesserung der wirtschaftlichen Kennzahlen 
mit sich gebracht. In allen drei ländern hat sich das Brutto-
inlandsprodukt annähernd verdreifacht.13 Diese Verbesse-
rungen sind auf verschiedene Faktoren zurückzuführen, vor 
allem aber auf den kontinuierlichen anstieg der Rohstoff-
preise auf dem Weltmarkt.

Das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts trug überdies zu 
einer Verbesserung der Schlüsselindikatoren für menschli-
che Entwicklung bei und wirkte sich in erheblichem Maße 
auf die Erreichung der Millennium-Entwicklungsziele aus, 
von denen sich einige auf den umfassenden Schutz von Kin-
dern und Jugendlichen beziehen.

11 vgl. cordero ponce, 2012.
12 die cvr (2003) geht von insgesamt 69.280 toten aus.
13 in Bolivien stieg das Bip von 7925 auf 23.948 millionen uSd (zuwachs von 302 %), in ecuador von 23.714 auf 65.393 millionen uSd (zuwachs von 
275 %) und in peru von 59.130 auf 180.759 millionen uSd (zuwachs von 305 %).

Infobox 1: Politische Gewalt in Peru

Seit Beginn der achtziger Jahre tobte in peru über zwei Jahrzehnte 
hinweg ein interner Krieg, in dem bewaffnete gruppen – allen vo-
ran der „leuchtende pfad“, aber auch die „revolutionäre Bewegung 
tupac amaru“ – gegen die Streitkräfte und die polizei kämpften. 
unter diesem Krieg hatte die indigene, bäuerliche Bevölkerung in 
den ländlichen gebieten perus am stärksten zu leiden. nach an-
gaben der peruanischen wahrheits- und versöhnungskommission 
(comisión de la verdad y reconciliación, cvr) hatten 75 % der 
menschen, die im verlauf des Konfl ikts ums leben kamen12, eine 
indigene Sprache als muttersprache (cvr, 2003).

Bei jeder untersuchung, die sich mit der lage der indigenen Be-
völkerung in peru befasst, muss berücksichtigt werden, dass ein 
großteil dieser menschen in einer nachkriegssituation lebt. Sie 
mussten nicht nur zusehen, wie ihre rechte historisch missachtet 
wurden, sondern sie erwarten heute auch wiedergutmachung für 
die weitreichenden materiellen verluste, den zerfall des sozialen 
zusammenhalts ihrer gemeinschaften sowie die körperlichen und 
seelischen Schäden, die sie infolge des Krieges erlitten haben.

Abb. 2: Bruttoinlandsprodukt von Bolivien, Ecuador und Peru                                                         
(zu laufenden Preisen in Mrd. USD)
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Gráfico 2: Producto Interno Bruto en Bolivia, Ecuador y Perú.
(A precios corrientes en miles de millones de dólares)

Bolivien (Estado Plurinacional de)

Quelle: UN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika und die Karibik – CEPALSTAT (2012)
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Abb. 3: Human Development Index in Bolivien, Ecuador und Peru
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Zwar hat die Region für den Zeitraum 1999 bis 2006 auch 
Fortschritte im hinblick auf den human Development Index 
zu verzeichnen, doch fallen die Zuwächse bei Berücksichti-
gung der ungleichheiten niedriger aus. Durch die aggregier-
ten Wohlfahrtsindikatoren werden in der Regel gravierende 
Benachteiligungen verschleiert. aus diesem Grunde ist der 
ungleichheitsfaktor unbedingt zu berücksichtigen, um die 
Fortschritte genauer bewerten zu können.14

Im hinblick auf die lage der Kinder und Jugendlichen in 
den untersuchten ländern bietet sich nämlich ein wenig 
ermutigendes Bild: trotz der allgemeinen Verbesserung in 
den letzten Jahren sind die vorliegenden Zahlen nach wie 
vor alarmierend. obwohl die Informationen zu indigenen 
Kindern und Jugendlichen in den drei ländern äußerst lü-
ckenhaft sind, ist anhand der verfügbaren Schätzungen eine 
deutliche Benachteiligung indigener Kinder und Jugendli-
cher gegenüber den Gleichaltrigen nicht-indigener herkunft 
festzustellen.

aus untersuchungen zu lateinamerika und der Karibik geht 
hervor, dass etwa 63 % aller Kinder in irgendeiner Form von 
armut betroffen sind. Bei den indigenen Kindern liegt der 
anteil bei 88 %. Darüber hinaus zeigen die zwischen 2000 
und 2010 auf dem Kontinent durchgeführten Volkszählun-
gen, dass 9 von 10 indigenen Kindern in unterschiedlicher 
Weise unterversorgt sind. Bei zusätzlicher Berücksichtigung 
der Variable „Geschlecht“ zeigt sich, dass 7,1 % der Mädchen 
einen erheblichen Mangel an Bildung aufweisen, während 
bei Jungen der anteil bei 5,6 % liegt. Insgesamt beläuft sich 
der anteil der von mittelschwerer bzw. erheblicher unter-
versorgung betroffenen Kinder auf 20,6 % bei den Mädchen 
und 17,0 % bei den Jungen. In 9 von 16 ländern, zu denen 
überhaupt Daten vorliegen, nimmt die Benachteiligung 
indigener Mädchen weiter zu, während sich in den anderen 
7 ländern die Kluft zwischen den Geschlechtern allmählich 
verringert. Zudem werden die Rechte indigener Kinder und 
Jugendlicher durch weitere Faktoren wie den Verlust der 
Sprache, der kulturellen ausdrucksformen und der lebens-
formen beschnitten (CEPal/unICEF, 2012).

14 pnud, 2010.

 

 

Mittelschwere – erhebliche Unterversorgung in den Bereichen: 

   

      

Bolivien, 2001        

Ecuador, 2001        

Peru, 2007        

Lateinamerika gesamt        

Mittelschwere Unterversorgung       

Erhebliche Unterversorgung      

Land und Datum 
der Zählung

Quelle: CEPAL/UNICEF, 2012

Wasser

77,7 63,0

85,5 56,6

64,9 43,2

62,6 36,5

32,1 26,3

30,5 10,2

Wohnung

83,7 71,9

93,3 78,5

81,2 57,8

84,1 49,9

19,1 27,7

65,0 22,2

Bildung

Indigen Nicht-indigen Indigen Nicht-indigen Indigen Nicht-indigen

12,3 10,8

26,7 17,9

10,0 10,5

18,8 12,3

12,5 10,4

6,3  1,9

Tabelle 1: Überblick über die Umsetzung des Übereinkommens 169 der ILO und des Übereinkommens über die Rechte des Kindes der  
Vereinten Nationen in Bolivien, Ecuador und Peru
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15 So beschloss zum einen das Ständige forum für indigene angelegenheiten 2003 in seiner zweiten Sitzungsperiode, der thematik der  
indigenen Kinder besondere aufmerksamkeit zu schenken; zum anderen veranstaltete der un- Kinderrechtsausschuss einen „tag der  
allgemeinen debatte über die rechte indigener Kinder“ (committee on the rights of the child: day of general discussion on the rights of  
indigenous children, 34th Session, 15 September – 3 october 2003). 
16 z. B. in Bolivien: udape, 2008a; udape, 2008b, und andere.
17 unicef, 2004; cepal/unicef, 2010; cepal/unicef, 2012; undp, 2006; world Bank, 2012. darüber hinaus liegen mehrere publikationen 
über indigene Kinder und die programme zur interkulturellen zweisprachigen erziehung vor, so z. B. zum programm
der Stiftung eiBamaz in ecuador.

Bolivien, September 2012 (Bild: Elva Pacheco llanos/GIZ)

2.4 die Problematik der indigenen Kinder in  
 der internationalen debatte

Das letzte Jahrzehnt war in der internationalen Debatte über 
indigene Kinder von besonderer Bedeutung, vor allem bei 
den Vereinten nationen und ihren Sonderorganisationen.15 

hierdurch wurde der Blick der Staatengemeinschaft und der 
organisationen internationaler Zusammenarbeit auf diese 
Problematik gelenkt.

aus den vielfältigen Empfehlungen, die im Rahmen der un 
ausgesprochen wurden, sollen hier zwei besonders hervor-
gehoben werden: zum einen der aufruf an die Staaten, sich 
– gestützt auf die Kinderrechtskonvention sowie weitere ein-
schlägige internationale Regelwerke wie das Ilo-Überein-
kommen 169 – umfassend für die achtung, den Schutz und 
die Verwirklichung der Rechte indigener Kinder und Jugend-
licher einzusetzen; zum zweiten der an die Sonderorganisa-
tionen der Vereinten nationen und die Staaten gerichtete 
eindringliche apell, Daten über die lage indigener Kinder 

und Jugendlicher zu sammeln bzw. die bereits gesammelten 
Daten nach dem aspekt der ethnischen Zugehörigkeit auf-
zuschlüsseln.

Darüber hinaus gab der Kinderrechtsausschuss 2003 den  
General Comment 11 heraus, der sich mit den Rechten 
indigener Kinder im Sinne der Kinderrechtskonvention 
sowie des Übereinkommens 169 befasst. Dieser Kommentar 
bezweckt, „den Staaten eine orientierung zu bieten, wie sie 
ihren Verpflichtungen nachkommen können, die ihnen  
die Konvention bezüglich der Rechte indigener Kinder  
auferlegt“.

allgemein ist festzustellen, dass staatliche Stellen in den 
letzten Jahren mit unterstützung von organisationen der 
internationalen Zusammenarbeit, organen des un-Systems 
sowie weiteren entwicklungspolitischen Institutionen 
zunehmend Informationen über indigene Kinder zusam-
mengetragen haben. Diese arbeit steckt jedoch noch in den 
anfängen. 
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2.5 Normativer rahmen

2.5.1 Indigenes Volk: Wer ist dieses Rechtssubjekt?
Die wegweisende Studie von Martínez Cobo mit dem titel 
„Studie über die Diskriminierung indigener Bevölkerungen 
(Study of the Problem of Discrimination against Indigenous 
Populations, uno 1986) leitete einen anhaltenden Prozess 
grundsatztheoretischer Überlegungen ein, durch die die 
Rechte der indigenen Völker sowohl im Rahmen des Völker-
rechts als auch der Menschenrechte sichtbar gemacht wur-
den. aus dieser untersuchung lassen sich drei grundlegende 
Prinzipien ableiten: i) das Recht auf Verschiedenheit; ii) die 
anerkennung der historischen Kontinuität mit den Gesell-
schaften, die sich auf ihren territorien vor der Kolonialisie-
rung entwickelten; und iii) das Recht auf Selbstidentifikation, 
definiert als das ureigene Recht der indigenen Völker zu be-
stimmen, wer indigen ist und wer nicht.18 Davon ausgehend 
schlägt Martínez Cobo folgende Definition vor: 
 

 
Diese Definition wurde später unter anderem im Ilo-Über-
einkommen 169 verwendet, dem Rechtsinstrument, auf das 
sich in zahlreichen Staaten die indigenen Völker mit ihren 
Forderungen berufen und das von Beginn der neunziger Jah-

re bis heute die Grundlage für Verfassungsreformen bildete. 
Überdies wurde so der Weg frei für eine immer stärkere indi-
gene Präsenz im internationalen Menschenrechtssystem, die 
allmähliche Entstehung eines neuen internationalen Rechts 
der indigenen Völker und deren anerkennung als neues 
kollektives Subjekt dieses neuen internationalen Rechts (Sta-
venhagen, 2006).

2.5.2 Das ILO-Übereinkommen 169
Mit dem Übereinkommen 169 (1989) vollzieht sich in 
der Vorstellung der Ilo von den indigenen Völkern ein 
Kurswechsel gegenüber dem Ilo-Übereinkommen 107 
(1957). Zwar stellt der Schutz nach wie vor das hauptziel 
dar, doch wird das „integrationistische“ Paradigma als Weg 
dorthin durch die achtung vor der Vielfalt der Kulturen 
und lebensformen abgelöst. Das Übereinkommen 169 geht 
von der Grundannahme aus, dass die indigenen Völker 
ein Recht darauf haben, weiterhin zu existieren, ohne ihre 
eigene Identität zu verlieren, und Form und Zeitmaß ihrer 
Entwicklung selbst zu bestimmen (Ilo, 2003).

Darüber hinaus wird in dem Übereinkommen der Begriff 
„Bevölkerungen“ auf indigene „Völker“ ausgedehnt und als 
eine seiner Zielsetzungen die Festlegung der notwendigen 
Voraussetzungen für die Selbstverwaltung als Rahmen 
definiert, anhand dessen die Instrumente zum Schutz der 
Menschenrechte auszulegen sind.

Durch das Übereinkommen 169 wurden die indigenen 
Forderungen im hinblick auf zwei zentrale themenberei-
che gestärkt: territorium und Zugang zu den natürlichen 
Ressourcen. ausgehend von diesen Kernelementen wurden 
nach und nach die übrigen Rechte entwickelt, die den wei-
teren Inhalt bilden. (Ilo, 2003)

2.5.3. Die Erklärung der Vereinten Nationen über die  
 Rechte der indigenen Völker
Die Erklärung der Vereinten nationen über die Rechte der 
indigenen Völker (2007) deckt mit ihren 46 artikeln das ge-
samte Spektrum der bürgerlichen, politischen, wirtschaftli-
chen, sozialen und kulturellen Rechte ab, die bereits in ande-
ren internationalen Menschenrechtsinstrumenten enthalten 
sind, und stellt sie in den spezifischen Kontext der indigenen 
Völker (Stavenhagen, 2008).

“Indigenous communities, peoples and nations are 
those which, having a historical continuity with pre-inva-
sion and pre-colonial societies that developed on their ter-
ritories, consider themselves distinct from other sectors of 
the societies now prevailing in those territories, or parts of 
them. They form at present non-dominant sectors of soci-
ety and are determined to preserve, develop and transmit 
to future generations their ancestral territories, and their 
ethnic identity, as the basis of their continued existence as 
peoples, in accordance with their own cultural patterns, 
social institutions and legal systems.19

                                                       ” („Indigene Gemeinschaften, Völker und Nationen weisen eine historische Kontinuität 
mit den vor der Eroberung bzw. Kolonisierung bestehenden Gesellschaften auf, die 
sich auf ihrem Territorium entwickelten; sie sehen sich selbst als von anderen gesell-
schaftlichen Gruppen, die auf ihrem Territorium oder auf Teilen dieses Territoriums 
vorherrschend sind, verschieden an. Sie gehören zurzeit zu den nicht bestimmenden 
gesellschaftlichen Gruppen und sind entschlossen, ihre angestammten Territorien 
sowie ihre ethnische Identität als Grundlage für ihren Fortbestand als Volk in Ein-
klang mit ihrer eigenen Kultur, ihren eigenen sozialen Institutionen und ihren eigenen 
Rechtssystemen zu schützen, weiterzuentwickeln und an künftige Generationen 
weiterzugeben.“)

18 Subcomisión de prevención de discriminaciones y protección a las minorías de las naciones unidas (unterkommission der vereinten nationen für 
die verhütung von diskriminierung und den Schutz von minderheiten), 1986 (abs. 373, 375 und 376).
19 ebenda, abs. 379. diese definition wurde später in verschiedenen diskussionsforen zum thema menschenrechte überarbeitet und erweitert. Siehe 
hierzu: daes, 1996.
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In der Präambel der Erklärung wird anerkannt und bekräf-
tigt, dass indigene Menschen anspruch auf alle völkerrecht-
lich anerkannten Menschenrechte haben und die indigenen 
Völker kollektive Rechte besitzen, die für ihre Existenz, ihr 
Wohlergehen und ihre integrierte Entwicklung als Völker 
unerlässlich sind (uno-Vollversammlung, 2007). Durch das 
Übereinkommen sollen die indigenen Völker die Möglichkeit 
erhalten, die systematische Benachteiligung, die sie erfah-
ren, zu überwinden und ihre Gleichstellung gegenüber den 
gegenwärtig vorherrschenden Gruppen zu erreichen (anaya, 
2006).

Demgegenüber vertritt Stavenhagen (2008) den Standpunkt, 
dass die „umsetzungslücke“ bei den Rechten der indigenen 
Völker nicht nur im Sinne einer rechtlichen lücke besteht, 
wie dies in der Kluft zwischen den gesetzgeberischen Fort-
schritten und der Rechtsprechung in jedem land zum aus-
druck kommt, sondern dass es auch in der Praxis Defizite 
gibt, denn die politischen Maßnahmen und Programme 
gegenüber den indigenen Völkern berücksichtigen vielfach 
nicht die anerkannten Rechte dieser Bevölkerung oder gera-
ten sogar in Widerspruch zu ihnen.

Diese Kluft zeigt sich in allen drei untersuchten ländern. 
In Bolivien und Ecuador wurden zwar etliche Rechte, die 
im Übereinkommen 169 und in der un-Erklärung über die 
Rechte der indigenen Völker festgeschrieben sind, in den 
Verfassungsrang erhoben, doch stehen ihrer ausübung nach 
wie vor zahlreiche hindernisse entgegen.

2.5.4 Kinder- und Jugendrechte
Die Konvention über die Rechte des Kindes (1989) ist das 
internationale Rechtsinstrument, das die höchste Zahl an 
Beitritten von un-Mitgliedstaaten aufweist. lediglich die 
Vereinigten Staaten von amerika, Somalia und der Südsu-
dan haben das Übereinkommen noch nicht ratifiziert. Der 
breite internationale Konsens, mit dem die in diesem In-
strument enthaltenen Grundsätze und Institutionen befür-
wortet werden, spiegelt die aktuelle Entwicklung in diesem 
themenbereich wider (CIDh, 2002).

Über 20 Jahre nach der annahme der Konvention durch die 
uno-Vollversammlung sind in den untersuchten ländern 
bedeutende Fortschritte bei der Entwicklung von Rechts-
vorschriften zum Schutz und zur achtung von Kinder- und 

Jugendrechten festzustellen. ausgehend von der Konven-
tion hat sich die Vorstellung, dass Kinder und Jugendliche 
unter Schutz und in obhut stehen, hin zu dem Paradigma 
verschoben, nach dem sie Rechtssubjekte gemäß der sog. 
„Doktrin des umfassenden Schutzes“ sind.

Diese Doktrin stützt sich auf drei Grundpfeiler: i) das 
Wohl des Kindes, in dessen Sinne die Bestimmungen zu 
Kindern und Jugendlichen auszulegen, einzubeziehen und 
umzusetzen sind und das die Grenze für das behördliche 
handeln bei kinderbezogenen Entscheidungen setzt; ii) der 
minderjährige Mensch als Rechtssubjekt, sowohl im hin-
blick auf die menschlichen Grundrechte als auch auf die 
Rechte, die ihm aufgrund seiner Eigenschaft als Minder-
jähriger zustehen; iii) die ausübung der Grundrechte und 
ihre Bindung an die elterliche autorität mit dem einzigen 
Ziel, dem Kind den Schutz und die unerlässliche Fürsorge 
angedeihen zu lassen, um so seine umfassende Entwick-
lung sicherzustellen (CIDh, 2002). In den drei untersuchten 
Staaten, die die Konvention unterzeichnet haben, wurden 
entsprechende Garantien für deren umsetzung geschaffen.

Bolivien ratifizierte die Konvention 1990 mit dem Ge-
setz 1152. Die Verabschiedung des Kinder- und Jugendge-
setzbuchs erfolgte später (1999). Zehn Jahre danach (2009) 
trat die neue Staatsverfassung in Kraft, die ein Kapitel zu 
den Rechten von Kindern und Jugendlichen enthält (art. 
58–61). Im Vizeministerium für Chancengleichheit des bo-
livianischen Justizministeriums wird derzeit eine Reform-
vorlage für dieses Gesetzbuch erarbeitet, um es mit der 
neuen Staatsverfassung in Einklang zu bringen.

Ecuador ratifizierte die Konvention 1990 und verabschie-
dete 2003 das Kinder- und Jugendgesetzbuch. Ebenso 
wie in Bolivien wurde auch in Ecuador ein gesonderter 
abschnitt zur Weiterentwicklung von Kinder- und Jugend-
rechten in die neue Staatsverfassung (2008) aufgenommen 
(art. 44–46). Darüber hinaus wurde eine baldige Gesetzesre-
form angekündigt, um das Kinder- und Jugendgesetzbuch 
an die neue Verfassung anzupassen.
auch Peru ratifizierte die Konvention 1990 und verabschie-
dete 2000 das Kinder- und Jugendgesetzbuch. Die perua-
nische Staatsverfassung enthält lediglich einen hinweis 
auf den Kinderschutz (art. 4). Derzeit läuft ein Prozess zur 
Reform des Kinder- und Jugendgesetzbuchs.20

20 vgl.: http://www.congreso.gob.pe/comisiones/2010/cercna/documentos/propuesta- anteproyecto- codigo- ninos- adolescentes.pdf (aufruf vom 
20.11.12).
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3. Ergebnisse der Studie

3.1 Grundrechte indigener Kinder und  
 Jugendlicher in der Praxis

Wie bereits erwähnt, untersucht die vorliegende Studie  
die Situation indigener Kinder in drei ländern. Sie bietet 
dabei weder eine erschöpfende noch eine systematische 
analyse der Rechte indigener Kinder und Jugendlicher im 
Einzelnen. Vielmehr wird versucht, anhand der von den  
Befragten gelieferten Informationen einige der heraus-
forderungen aufzuzeigen, die sich bei den Bemühungen 
um eine Verbesserung der lage indigener Kinder und Ju-
gendlicher mit Blick auf ihre kollektiven und individuellen 
Rechte stellen.

3.1.1 Das Recht auf Identität
nach unICEF-Berichten sind in lateinamerika und der 
Karibik Verbesserungen bei der Geburtenregistrierung 
von Kindern unter fünf Jahren erzielt worden. So sind 
die Gesamtzahlen der registrierten Jungen und Mädchen 
unter fünf Jahren von 2006 bis 2010 von 82 % auf 90 % 
gestiegen (unICEF, 2011)21. Bei den untersuchten ländern 
sind unterschiede festzustellen, die ein genaueres hinse-
hen erfordern: So sind in Bolivien noch immer 26 % der 
Kinder unter fünf Jahren nicht registriert. In Ecuador liegt 
der anteil bei 15 %, in Peru bei 7 %.  

3.1.2 Frühkindliche Gesundheit
Das Recht von Kindern und Jugendlichen auf Gesundheit 
wird in den untersuchten ländern von staatlicher Seite 
nicht genügend geschützt. Dabei sind Deckungsgrad und 
Qualität der Gesundheitsversorgung zwar überall unzurei-
chend, doch treten die Mängel in den ländlichen Gebieten 
mit indigener Bevölkerung noch deutlicher zutage.

In den letzten Jahren konnten in den drei ländern einige 
Verbesserungen erreicht werden. Dennoch lässt sich aus 
den vorliegenden Daten eine deutliche Kluft zwischen der 
Situation indigener und nicht-indigener Kinder erkennen. 
So wurde beispielsweise in Bolivien die Kindersterblichkeit 
von 1976 bis 2008 von 151 auf 50 pro 1000 lebendgebur-

21 unicef, unicef tacro & cepal, 2011: el derecho a la identidad: los registros de nacimiento en américa latina y el caribe (das recht auf 
identität: geburtenregistrierungen in lateinamerika und der Karibik), zeitschrift desafíos 13, november 2011.

Kinder vom Volk der Secoya, Sucumbíos, Ecuador 2007 (Bild: Pablo ortiz)

“ Die staatliche Versorgung ist unzureichend und 
die wenigen Dienstleistungen, die vom Staat erbracht 
werden, sind mangelhaft und berücksichtigen kulturelle 
Besonderheiten nicht [...]. Schwierigkeiten [bestehen] 
bei der Bereitstellung von Impfstoffen und bei den 
Kühlketten. Probleme bereitet der extrem hohe Anteil 
unterernährter Kinder in einigen Regionen mit indigener 
Bevölkerung. 
        ” 
(Ombudsstelle Peru)
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ten verringert. Bei den indigenen Bevölkerungen liegt der 
anteil jedoch doppelt so hoch (unICEF Bolivien, 2012b). 
In Ecuador gingen die Wachstumsstörungen bei Kindern 
unter fünf Jahren von 2006 bis 2008 von 25,8 % auf 22 % zu-
rück. Bei indigenen Kindern beläuft sich der anteil jedoch 
auf 50,5 % (Ministerio de Coordinación de Desarrollo Soci-
al/Ministerium für die Koordination der sozialen Entwick-
lung, 2010). aus einer untersuchung zu Kindern im alter 
von 3 bis 5 Jahren in Peru geht schließlich hervor, dass 58 % 
der nicht-indigenen Kinder Zugang zu verbesserten sanitä-
ren Einrichtungen haben, während der anteil bei indigenen 
Kindern lediglich bei 10 % liegt (InEI/unICEF, 2010).

Im hinblick auf den umgang mit Kindern besteht in den 
indigenen Gesellschaften eine große Vielfalt an kulturellen 
Praktiken. 

Ein Schlüsselelement bei der Gesundheitsversorgung der 
indigenen Bevölkerung besteht in der notwendigkeit, ei-
nen echten interkulturellen Dialog herbeizuführen, in dem 
indigene Vorstellungen und Praktiken in Bezug auf den 
Körper, auf Gesundheit und Krankheit bei der Bereitstel-
lung staatlicher Gesundheitsleistungen Berücksichtigung 
finden. Die hierarchischen Machtverhältnisse, die sich bei 
der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen auf die 
legitimierung einer spezifischen art von (biomedizini-
schem) Wissen und die ethnische (städtische, weiße bzw. 
mestizische) herkunft stützen, müssen umgestaltet werden, 
um kulturell an die jeweilige Realität angepasste Dienst-
leistungen von hoher Qualität zu bieten. hierin besteht 
eine sehr wichtige herausforderung für alle drei länder. 
Die Menschenrechte bilden den geeigneten Rahmen und 
zentralen ausgangspunkt für den aufbau dieses interkultu-
rellen Dialogs.

Schließlich wird von Seiten der indigenen organisationen 
der Vormarsch der extraktiven Industrie in Regionen, in de-
nen der Staat nur teilweise oder überhaupt nicht präsent ist, 
als Quelle für neue Probleme aufgezeigt, durch die unter an-
derem die Gesundheit indigener Kinder beeinträchtigt wird. 

3.1.3 Mehr und bessere Erziehung?

Zwar belegen die vorhandenen Daten einen verbesserten 
allgemeinen Zugang zu Bildung in den drei ländern, doch 
fällt die Kluft zwischen den indigenen und den übrigen Be-
völkerungsgruppen ins auge. 
 

“ Früher gab es nicht so viel Unterernährung, denn 
wir waren ja nur wenige, und wir aßen alles, was wir 
draußen in der Natur hatten. [...] Dort, wo die Erdöl- oder 
Holzfirmen nicht hinkommen, haben wir immer noch 
die Möglichkeit, all die gesunden Dinge zu bekommen. 
                                                                                     ” 
(CONAP, Peru)

“ In der Phase nach der Geburt konzentriert sich bei 
der Aymara-Bevölkerung im Hochland die Aufmerksam-
keit eher auf die Frauen und die Kinder werden wenig 
beachtet. Im Tiefland ist es hingegen umgekehrt. [...] Im 
Andenhochland gibt es viele Fälle von Kindstötung – die 
Kinder werden umgebracht oder so stark vernachlässigt, 
dass sie sterben – und der Prozentsatz von Kindern, die 
den ersten Lebensmonat nicht überleben, ist ziemlich 
hoch. Im Tiefland [hingegen] stellen wir fest, dass sich 
die Frauen bei einer ungewollten Schwangerschaft eher 
für eine Abtreibung entscheiden; wenn aber das Kind ge-
boren wird, erhält es von der Familie viel Zuwendung. 
                                                                                    ” 
(Family Care International, Bolivien)

“ Es sollte nicht einfach nur eine interkulturelle zwei-
sprachige Erziehung für unsere indigene Bevölkerung 
geben, denn werden wir dadurch nicht noch stärker  
isoliert? Die Erziehung, die wir erhalten, hat nämlich 
keine hohe Qualität. 
                    ” 
(indigene Kichwa-Repräsentantin, Peru)

22 es liegen keine unmittelbar miteinander vergleichbaren daten für die drei länder vor.

Tabelle 2: Einige Bildungsindikatoren zum Vergleich zwischen  
indigener und nicht-indigener Bevölkerung in Peru, Ecuador und  
Bolivien22.

Peru

Besuch einer Bildungseinrichtung (3–5 Jahre)

Indigene Bevölkerung: 32 %

Nicht-indigene Bevölkerung: 55 %

Ecuador

Schulquote bei Jugendlichen (15–17 Jahre) 

Indigene und afroecuadorianische Bevölkerung: 41 %

Mestizen und Weiße: 57 %

Bolivien  

Anteil der Bevölkerung mit achtjähriger Grundschul-
bildung (14–18 Jahre), aufgeschlüsselt nach Mutter-
sprache (2008)   
Indigene Bevölkerung: 57,6 %

Nicht-indigene Bevölkerung: 82,4 %

Quelle: Eigene Erhebung. Peru (INEI/UNICEF, 2010), Ecuador (UNICEF, 2011), Bolivien 
(Jiménez/Vera, 2010)
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Grundschule einer indigenen Gemeinde, Peru (Bild: Governance Programm/GIZ)

nach aussage der Befragten genügt die Bildungsqualität  
in indigenen Gemeinschaften noch nicht einmal den  
Mindeststandards. Dies gilt für den Erwerb grundlegen- 
der Fähigkeiten, die Schülerinnen und Schüler entwickeln  
sollten, sowie für die notwendige kulturelle anpassung. 
Zwar gehörte das System der interkulturellen zweisprachi-
gen Erziehung (IZE) zu den wichtigsten Errungenschaften 
der indigenen Bewegung, doch weist es in der umsetzung 
zahlreiche Defizite auf, so z. B. unzureichende leistungen 
der lehrkräfte und eine geringe kulturelle Relevanz der 
Curricula. als problematischer aspekt wird u. a. auch die 
fehlende außerschulische unterstützung der Eltern ge-
nannt.

Im regionalen Vergleich ist die Bildungsqualität in den drei 
genannten ländern sehr gering. umso schwerer wiegt, dass 
die Qualität der den indigenen Kindern und Jugendlichen 
zur Verfügung stehenden Bildungsmöglichkeiten noch 
niedriger ist. So geht beispielsweise aus der Studie über den 
Bildungsstand von Schülerinnen und Schülern mit originä-
ren Sprachen (Evaluación Censal de Estudiantes en lenguas 
originarias, ECE-lo) aus dem Jahr 2008 hervor, dass 96 % 
von ihnen das minimale lernniveau beim textverständnis 
in ihrer eigenen Sprache nicht erreichten. 

angesichts dieser Bedingungen lässt sich die hypothese 
aufstellen, dass das interkulturelle zweisprachige Erzie-

“ Im System der interkulturellen zweisprachigen  
Erziehung ist die Versetzungsquote am höchsten, d. h.  
der Prozentsatz der Kinder, die ein Jahr wiederholen 
müssen, ist niedriger, und auch die Abbrecherquote ist 
geringer [...]. [Gleichzeitig aber] ist der Qualitätsunter-
schied zwischen der interkulturellen zweisprachigen  
Erziehung und der spanischsprachigen Erziehung, die  
ja auch nicht gerade die beste ist, derart offensichtlich, 
dass viele führende Vertreter der indigenen Bevölke-
rung ihre Kinder lieber auf spanischsprachige Schulen 
schicken.
 ” 
(Programm der ILO zur Beseitigung der Kinderarbeit 
(IPEC), Ecuador)

“ Einer der Punkte, den wir neben der drittklassigen 
Betreuung der Bildungseinrichtungen in den Gemein-
schaften kritisieren, ist die mangelnde kulturelle Rel-
evanz. Die meisten Lehrkräfte sind spanischsprachig  
und mit der Kultur nicht vertraut.
                                              ” 
(ECUARUNARI, Ecuador)

“ Die Eltern machen sich keine Gedanken darüber,  
wie es um ihre Kinder steht, was sie lernen, wie sie  
selbst Unterstützung leisten können. Die Schule wird  
einfach nur als Pflicht, als Routine wahrgenommen.
                                                                                 ” 
(PROJURIDE-GIZ, Bolivien)
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23 vgl. calla et al., 2005.

hungssystem die qualitative Kluft in der Bildung indigener 
und nicht-indigener Kinder nicht zuschüttet, sondern noch 
vertieft. Dennoch reichen die gesammelten Daten nicht 
aus, um diesbezüglich zu eindeutigen Schlussfolgerungen 
zu gelangen. Eine eingehende untersuchung dieser the-
matik war auch nicht das Ziel der vorliegenden Studie. 
Dennoch liegt für alle drei länder die notwendigkeit auf 
der hand, das Bildungssystem allgemein zu verbessern und 
hinsichtlich der Zugangsmöglichkeiten die Kluft zwischen 
indigenen Kindern und Jugendlichen auf der einen und der 
übrigen Gesellschaft auf der anderen Seite zu verringern.

3.1.4 Schutz vor Gewalt
Kindesmisshandlung ist teil des umfassenderen Problems 
weitverbreiteter Gewalt in den untersuchten ländern. 
Davon betroffen ist sowohl die indigene als auch die nicht-
indigene Bevölkerung. Die ursachen liegen vor allem in 
den autoritären, patriarchalen Strukturen, die es nicht nur 
in der andenregion gibt. Verschärft wird die lage jedoch 
zusätzlich durch historisch bedingte Besonderheiten, vor 
allem durch die Knechtschaftsverhältnisse, in die die indi-
gene Bevölkerung während der Kolonialherrschaft hinein-
gezwungen wurde und die sowohl innerhalb dieser Völker 
als auch in der Gesamtgesellschaft zur Entstehung einer 
Kultur der Gewalt beigetragen haben.32

In anlehnung an die typologie der Gewalt, wie sie von Plan 
International vorgeschlagen wird (einer internationalen 

organisation, die sich für die Förderung der Kinder- und 
Jugendrechte einsetzt), sollen im Folgenden die Ergebnisse 
einer Studie unter Berücksichtigung von vier Formen der 
Misshandlung vorgestellt werden: körperliche, seelische 
und sexuelle Misshandlung sowie Vernachlässigung.

3.1.4.1  Körperliche und seelische Misshandlung
nach aussage einiger Interviewten ist Misshandlung das 
thema, das Kindern und Jugendlichen bei einer direk-
ten Befragung ganz besonders am herzen liegt. Dies ist 
insofern von größter Bedeutung, als es sich hierbei um 
ein vorrangiges anliegen der unmittelbar Betroffenen 
handelt, das in den auf diese Bevölkerungsgruppe ausge-
richteten politischen Maßnahmen entsprechend Berück-
sichtigung finden muss.

Darüber hinaus wird die ausübung von Gewalt nach 
aussage der Befragten nicht nur durch die oben erwähn-
ten autoritären und patriarchalen Muster, sondern auch 
durch den exzessiven alkoholkonsum in vielen indigenen 
Gemeinschaften verschärft. Dies lässt sich unter anderem 
auf die gesellschaftlichen Zerfallsprozesse zurückzufüh-
ren. Gleichzeitig stehen den Männern, die für Rohstoffun-
ternehmen arbeiten und dadurch Einkommen erzielen, 
größere Geldmittel zur Verfügung. Zwar betrifft das 
alkoholproblem vorrangig Männer, doch ist auch bei den 
Frauen eine stetige Zunahme des alkoholmissbrauchs zu 
verzeichnen.

Infobox 2: Peru: Nachkriegszeit, alkoholismus und häusliche Gewalt
 

gestützt auf eine umfangreiche feldstudie in indigenen gemeinschaften der südlichen andenregion perus vertritt Kimberly theidon (2004) 

die these, dass alkoholismus zwar bereits vor der politischen gewalt ein problem darstellte, in der nachkriegsphase aber zunehmend  

endemisch wurde und sich zu einem mittel entwickelt hat, um mit den erinnerungen an die erlebte gewalt fertig zu werden.

eines der Konsummuster, das sich aufgrund des Krieges verändert hat, ist, dass viele frauen früher meist nur zu festtagen und anderen 

besonderen anlässen alkohol zu sich nahmen, mittlerweile aber zu täglichen Konsumentinnen geworden sind. Sie haben also ein bis dahin 

„männliches“ Konsumverhalten übernommen. damit einhergehend kommt es zu einer zunahme der häuslichen gewalt gegen Kinder, und 

zwar als folge der engen Beziehung zwischen gewalt und alkoholkonsum.

in ihrer Studie lässt Kimberly theidon Kinder zu wort kommen, die von dem Komplex aus gewalt und alkoholismus betroffen sind:

„wir erinnern uns noch an einen tag, den wir mit Kindern in einer gemeinschaft im südlichen zentralperu verbrachten. als wir fragten, was 

wir mit den Betrunkenen anfangen sollten, schrien die Kinder laut: „die Säufer bringen wir um!“ man darf nicht vergessen, dass diese trun-

kenbolde, die sie umbringen wollen, ausgerechnet die erwachsenen sind, mit denen sie in ihren familien und gemeinschaften zusammen-

leben. wir glauben natürlich nicht, dass die Kinder tatsächlich vorhatten, ihren vätern und müttern etwas anzutun, sondern wir verstanden 

diese einhellige antwort eher als missglückte Äußerung zu den problemen, die sich im täglichen alkoholmissbrauch und der verhäuslichung 

von gewalt manifestieren (S. 107).
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In allen drei ländern werden neue Datenerhebungsmetho-
den zu Gewalt und Kindesmisshandlung in drei Bereichen 
erprobt: Familie, Schule und Gemeinde. Dennoch liegen 
bisher nur wenige oder überhaupt keine spezifischen Daten 
zur indigenen Bevölkerung vor.

3.1.4.2 Sexuelle Gewalt
aus den Statistiken der ombudsstellen von Peru und Boli-
vien zur Betreuung von Kindern geht hervor, dass sexuelle 
Gewalt den hauptgrund für die Erstattung von anzeigen 
darstellt. Diese angabe macht deutlich, wie häufig diese 
art von Gewalt gegen Minderjährige in den genannten 
ländern auftritt.24 Ebenso auffallend und alarmierend ist 
die tatsache, dass 90 % der Minderjährigen, die in Bolivien 
mit dem Gesetz in Konflikt geraten, wegen Vergewal-
tigung vor Gericht gestellt werden.25 hierin zeigt sich 
die thematik der sexuellen Gewalt, an der Kinder und 
Jugendliche in der Region beteiligt sind, in ihrer ganzen 
Komplexität.

nach aussagen der Befragten haben die opfer von sexuel-
ler Gewalt meist Schwierigkeiten, eine angemessene Wie-
derherstellung ihrer Rechte zu erlangen. Sowohl in der 
indigenen als auch in der ordentlichen Rechtsprechung 
besteht zunehmend die tendenz, die Fälle innerfamiliär 
zu regeln und Vorkommnisse dieser art als „Privatange-
legenheit“ einzustufen. nur sehr wenige Fälle werden au-
ßerhalb der Gemeinschaften von ordentlichen Gerichten 
bearbeitet, und wenn dies geschieht, so ist es für die opfer 
aufgrund der großen Entfernungen zwischen ihren hei-
matorten und den Gerichten sowie wegen der geringen 
arbeitseffizienz der Justiz meist sehr schwierig, die Ver-
fahren weiterzuverfolgen.

In der indigenen Rechtsprechung wird häufig eine mate-
rielle Einigung zwischen dem täter und der Familie des 
opfers angestrebt, damit der täter eine „Entschädigung“ 
für die Rechtsverletzungen leistet. Diese Praxis entbehrt 
jeglicher Verhältnismäßigkeit zwischen Vergehen und 
Wiedergutmachung. Darüber hinaus besteht die tendenz, 
Sexualdelikte durch bestimmte Maßnahmen zu einem 
natürlichen Phänomen zu erklären und so Reviktimi-
sierungsprozesse in Gang zu setzen, die schließlich ein 
Gefühl von Straflosigkeit entstehen lassen.
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Darüber hinaus gibt es Fälle, bei denen die Gewalt im 
Rahmen ungleicher Machtverhältnisse von Personen 
verübt wird, die den indigenen Gemeinschaften nicht an-
gehören. Diese Gefahr ist besonders groß, wenn die täter 
politische Ämter bekleiden, durch die ihre Macht in der 
Gemeinde legimitiert wird. 
 
 
 
 
 
 
 
 

“ Sexualdelikte gegen (indigene) Kinder und  
Jugendliche werden in der Regel nicht bestraft, und in 
den Gemeinschaften werden solche Probleme in der 
Praxis meist dadurch gelöst, dass erstens das Problem zu 
einer natürlichen Sache erklärt wird; zweitens wird eine 
finanzielle Regelung angestrebt und drittens wird das 
Opfer dazu angehalten, bei dem Täter zu bleiben (oder 
ihn zu heiraten).
             ” 
(DNI, Ecuador)

“ Es gab viele Vergewaltigungsfälle, und die wurden 
auf traditionelle Weise gelöst, nämlich durch die Zah-
lung einer Wiedergutmachung an die Eltern in Form 
einer Motorsäge oder eines Gewehrs. Dieser Deal fand 
zwischen den Eltern und dem Vergewaltiger des Kindes 
statt. Verhältnismäßig war das also nicht [...]. Ein Groß-
teil des Problems besteht darin, dass es den Leuten lieber 
ist, solche Angelegenheiten innerhalb der Gemeinschaft 

zu regeln und nicht die nationalen Gerichte anzurufen, 
denn der Zugang zu den Gerichten ist sehr schwierig  
und mit großem Aufwand verbunden: z. B. acht oder 
zehn Stunden oder auch drei Tage Fahrt auf  
dem Fluss.
   ” 
(Anthropologe, Peru)

“ Ich weiß von haarsträubenden Fällen wie z. B. von 
Angehörigen des Gesundheitspersonals, die Fotos von 
nackten Frauen aus der Gemeinde machten und eine 
riesige Fotosammlung hatten, und dann sagten diese 
Leute, die Indigenen seien Wilde [...]. Das Gesundheits-

24 in ecuador wurde bei einer in allen provinzen des landes durchgeführten Schülerumfrage (1100 Befragte) festgestellt, dass 21,4 % der Be-
fragten sexuell missbraucht worden waren, wobei männer und frauen in gleichem umfang betroffen waren (infa-mieS/dni ecuador, 2009).
25 http://www.lostiempos.com/diario/actualidad/local/20121214/90-por-ciento-de-menores-cae-por-delito-de_195598_416683.html (aufruf 
vom 14.12.2012).
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Ein thema, das den indigenen Völkern im umfeld von 
großen Rohstoffunternehmen (Bergbau- und Erdölfir-
men) Sorge bereitet, ist die Zunahme der Prostitution 
unter indigenen Jugendlichen, die überdies mit einer 
Zunahme des Menschenhandels einhergeht. Gleichzeitig 
besteht aber auch auf Seiten vieler indigener Behörden 
Desinteresse oder unkenntnis im umgang mit Fällen se-
xueller Gewalt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dies entspricht der allgemeinen tendenz in den indige-
nen organisationen, den Kinderschutz nicht als vorrangi-
ge aufgabe auf die politische tagesordnung zu setzen bzw. 
auf ihren Versammlungen zu thematisieren. Mit anderen 
Worten: Die Forderung nach politischen Rechten (teilha-
be und Konsultation), territorialen Rechten und Rechten 
an natürlichen Ressourcen wird nicht im Zusammenhang 
mit der Konvention über die Rechte des Kindes gesehen. 
Solche Rechte werden nach wie vor als Privatangelegen-
heit betrachtet.

Diesem trend konnten in gewisser Weise Frauen entge-
genwirken, die sich innerhalb der indigenen organisati-
onen Führungspositionen erkämpft haben. Durch ihre 
aktive Beteiligung konnten Spielräume eröffnet werden, 
sodass die Fälle von sexueller Gewalt sowohl gegen Kinder 
und Jugendliche als auch gegen erwachsene Frauen inner-
halb ihrer Regierungsinstitutionen behandelt und auch an 

die ordentlichen Gerichte verwiesen werden. Damit wird 
das Problem vom privaten in den öffentlichen Bereich 
verlagert.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Dennoch bleibt im hinblick auf das Empowerment indi-
gener Frauen noch einiges zu tun. Die Interviewten spre-
chen z. B. von Fällen, in denen die Mütter der opfer selbst 
aufgrund ihrer ökonomischen abhängigkeit Gewalttaten 
verschleiern, bei denen ihr Partner der täter ist. 
 
 

 
 
 
 
 
 
Ein weiteres Problem besteht darin, dass im Fall einer an-
zeigeerstattung der männliche Behördenvertreter und der 
Beschuldigte mitunter gemeinsam das Delikt vertuschen. 
all dies deutet auf die notwendigkeit hin, gezielt an der 
Verbesserung der rechtlichen Situation von Kindern und 
Jugendlichen sowie erwachsenen Frauen zu arbeiten. Pro-
blembereiche wie sexuelle Gewalt müssen in die Öffent-
lichkeit getragen werden und dürfen nicht mehr nur als 
alleiniges Frauenanliegen gelten, sondern sie müssen zu 
einem ständigen Diskussionsthema sowohl in Institutio-
nen der indigenen Völker als auch der Gesamtgesellschaft 
werden.

“ Was wir brauchen ist Aufklärung, d. h. Information 
über die Rechtsinstrumente, die für die Verteidigung zur 
Verfügung stehen, denn es werden Vergewaltigungen an 
Mädchen und ebenso auch an Jungen begangen [...] [Und 
der Mburuvicha26?] Der hat keine Zeit, denn er ist gerade 
mit seinen Aufgaben bei den Erdölfirmen beschäftigt.
                                                                                   ” 
(CIDOB, Bolivien)

“ Heute glaube ich, dass es objektiv eine größere  
Sensibilität gibt, wenn diese Themen aus weiblichen 
Führungspositionen heraus als wichtige Fragen ange-
sprochen werden. Wenn die indigene Gemeinde Tres Islas 
beschließt27, einen Schlagbaum zu errichten, so führt sie 
hierfür drei Gründe an: den illegalen Holzeinschlag, den 
informellen Bergbau und die Prostitution. Dies wird also 
thematisiert.
       ” 
(Expertin für Rechtspluralismus, Peru)

“ ... Selbst wenn die Mutter merkt, dass die Tochter 
sexuellen Übergriffen ihres Mannes ausgesetzt ist, geht 
sie nicht gegen ihn vor und setzt ihn auch nicht vor die 
Tür, denn sie fragt sich: „Wie sollen wir denn ohne Geld 
leben?“ Es gibt zehnjährige Mädchen, die bereits Opfer 
sexueller Übergriffe sind.
                              ” 
(FENOCIN, Ecuador)

personal, das danach kam, tat wieder dasselbe, nicht mit 
Fotos, sondern sie verübten Vergewaltigungen, und die 
nächsten Mitarbeiter waren Alkoholiker.
                                                            ” 
(Anthropologe, Peru)

26 im volk der guaraní ist der „mburuvicha“ das oberhaupt einer gemeinschaft bzw. einer organisation. 
27 der fall der gemeinde tres islas gilt in peru als modellfall: hierbei geht es um ein gerichtsverfahren, das vom obersten gerichtshof perus 
mit der anerkennung der autonomie der indigenen völker entschieden wurde. damit wurde der habeas-corpus-Beschwerde der gemeinde 
stattgegeben, die einen Kontrollstützpunkt eingerichtet hatte, um illegale holzfäller am zugang zu ihrem gebiet zu hindern (Servindi, 2012).



20 3. ErgEbnissE dEr studiE

3.1.4.3  Vernachlässigung durch die Eltern
Vernachlässigung wurde sowohl von den Befragten aus 
Einrichtungen zur Förderung von Kinder- und Jugend-
rechten als auch von indigenen organisationen thema-
tisiert. hierbei handelt es sich um eine Form der Gewalt, 
die in den verschiedenen lebensphasen von Kindern und 
in unterschiedlichen ausprägungsformen (aussetzung 
von Kindern, Desinteresse, Schadenszufügung) die bereits 
bestehende Verweigerung von Grundrechten wie Bildung 
und Gesundheitsversorgung noch weiter verschärft. Diese 
Situation macht deutlich, dass auch Eltern dringend dazu 
angehalten werden müssen, die volle Verantwortung für 
ihre Kinder zu übernehmen.

Die art und Weise, in der Kindern und Jugendlichen im 
familiären umfeld Zuwendung und Fürsorge entgegen-
gebracht wird, kann je nach kulturellen und sozioökono-
mischen Bedingungen stark variieren. So weisen die indi-
genen Völker in den untersuchten ländern diesbezüglich 
ein breites Verhaltensspektrum auf, wie einige Informan-
ten bestätigen:
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
Bei all dieser Vielfalt müssen partizipative Mechanismen 
Berücksichtigung finden, durch die sich Kinder und Ju-
gendliche Gehör verschaffen und ihre eigenen Bedürfnis-
se und Meinungen äußern können.

3.1.5 Kinderarbeit

Die Ilo unterscheidet drei Bereiche, in denen Kinderarbeit 
stattfindet: a) Kinderarbeit, die von indigenen Kindern und 
Jugendlichen im Rahmen von lernprozessen zur Vorberei-
tung auf das Erwachsenenleben verrichtet wird und die zu-

“ Bei meiner Arbeit in den Gemeinschaften hat mir 
besonders gefallen, wie die Männer die Kinder umher-
tragen und mit ihnen spielen. Sie zeigen eine weibliche 
Seite, die bei Mestizen nicht zu finden ist. Meiner Ansicht 
nach wird dies aber durch zunehmende Kontakte immer 
mehr verloren gehen, denn die Männer werden nach und 
nach eher Macho-Rollen annehmen.
                                                   ” 
(Anthropologin, Peru)

“ Im Volk der Shuar, in dem die Beziehung viel distan-
zierter ist, fordern die Kinder von den Eltern Zuwendung 
und Zuneigung ein [...]. Sie wollen gestreichelt oder gelobt 
werden [...]. Die Kinder sagten, sie wollten genauso be-
handelt werden wie die Freunde der Eltern, wenn sie zu 
Besuch kommen, Chicha mitbringen und Spaß haben.
                                                                                     ” 
(ECUARUNARI, Ecuador)

“ Wovon soll mein Sohn leben, wenn ich nicht für ihn 
da bin? Ich zeige ihm schon jetzt für den Krisenfall, wie 
er für sich sorgen kann.
                           ” 
(IPEC-OIT, Peru)

Indigenes Mädchen, Bolivien, 2012 (Bild: Elva Pacheco llanos/GIZ)



213. ErgEbnissE dEr studiE

dem einen wichtigen Beitrag zum Familienunterhalt leistet; 
b) Kinderarbeit, die zu wirtschaftlichen Zwecken, jedoch im 
familiären und gemeinschaftlichen umfeld erfolgt, sowie 
tätigkeiten, die gemeinsam mit den Eltern oder Erziehern 
als Ergänzung zum Familieneinkommen verrichtet werden; 
c) arbeiten, die außerhalb des gemeinschaftlichen umfeldes 
geleistet werden (unICEF et al., 2010).

Zu der Kategorie „arbeit innerhalb der Gemeinschaften zu 
wirtschaftlichen Zwecken“ gehören die tätigkeiten in der 
familiären landwirtschaft. Die „arbeit außerhalb des ge-
meinschaftlichen umfeldes“ umfasst informelle tätigkeiten 
beim abbau von naturressourcen oder sonstige arbeiten 
für große Exportunternehmen. Darüber hinaus wird zu 
dieser Kategorie auch die hausarbeit gezählt, die von Mäd-
chen und heranwachsenden Frauen in den Städten geleistet 
wird, oftmals unter ausbeuterischen Bedingungen und be-
gleitet von sexuellem Missbrauch.

Wenngleich keine ethnisch aufgeschlüsselten Daten vor-
liegen, ist bekannt, dass in den drei ländern Kinderarbeit 
insbesondere in ländlichen Gebieten stattfindet, in denen 
ein Großteil der indigenen Bevölkerung lebt. aus den anga-
ben der Informanten (IPEC-oIt) ergeben sich für die vor-
liegende Studie folgende Zahlen: In Bolivien sind 28 % der 
Minderjährigen (im alter von 5 bis 17 Jahren) wirtschaftlich 
tätig, davon 65 % in ländlichen Gebieten. In Ecuador arbei-
ten 9,8 % der Minderjährigen, 61 % davon in der landwirt-
schaft. In Peru schließlich konzentriert sich die arbeit der 
Minderjährigen mit 87 % auf die landwirtschaft.

Die Problematik der Kinderarbeit ist überaus komplex. hier 
soll das hauptaugenmerk auf aspekte gelegt werden, die 
insbesondere die indigenen Völker betreffen. In diesem Zu-
sammenhang ist die Debatte über Rolle und legitimität der 

arbeit von Kindern und Jugendlichen ein wichtiger Punkt. 
Die Diskussion dazu bewegt sich vornehmlich zwischen 
zwei gegensätzlichen Polen: 1. auf der einen Seite wird 
arbeit als geeignetes Instrument der Kulturvermittlung 
und folglich als Mittel zum Überleben der indigenen Völker 
betrachtet. Mit diesem Standpunkt werden bestimmte For-
men von Kinderarbeit legitimiert und ihre Vergleichbarkeit 
mit der Kinderarbeit in westlichen ländern in abrede 
gestellt. 2. auf der anderen Seite wird ein völliges Verbot 
von jeglicher arbeit in der Kindheit gefordert.28 Die Debatte 
findet allerdings vor allem auf der Ebene von staatlichen 
Institutionen, Menschenrechtsorganisationen und Insti-
tutionen der internationalen Zusammenarbeit statt, nicht 
aber in den indigenen organisationen.

Einige Institutionen haben Maßnahmen eingeleitet, um 
die Voraussetzungen für einen interkulturellen Dialog zu 
dieser thematik auszuloten. Damit soll ein respektvoller 
umgang mit den verschiedenen Idealvorstellungen von 
Fürsorge in einer jeden Kultur ermöglicht und ein umfas-
sender Schutz der indigenen Kinder gewährleistet werden. 
Mit dieser Zielsetzung haben die Ilo, unICEF und weitere 
organisationen der internationalen Zusammenarbeit in 
absprache mit dem Ständigen Forum der Vereinten nati-
onen für indigene angelegenheiten (Permanent Forum on 
Indigenous Issues, PFII) einen regionalen Dialog über Kin-
derarbeit bei indigenen Bevölkerungen in lateinamerika 
geführt.29 In diesem wurden gemeinsam mit den indigenen 
organisationen einige Kriterien für die Bearbeitung der 
thematik ermittelt. Zum Beispiel: Festlegung von Gefähr-
dungsparametern als Grenze, um die Wesensmerkmale der 
Kinderarbeit bei indigenen Völkern zu bestimmen und um, 
davon ausgehend, die art von tätigkeiten und Praktiken zu 
definieren, die beseitigt werden sollen. 

 

28 die Kritik an der ersten position bezieht sich darauf, dass Bedingungen verschleiert werden könnten, die möglicherweise eine gefahr für das 
wohl von Kindern und Jugendlichen darstellen; an der zweiten position wird deren orientierung an einem sozioökonomischen und kulturellen 
modell kritisiert, das den indigenen völkern wesensfremd sei.
29 unicef et al., 2010.

“ Junge indigene Frauen sind vor allem in Strukturen 
eingebunden, die in den Dörfern der Region weitver- 
breitet sind: Sie arbeiten als Dienstmägde in  
Privathaushalten unter Bedingungen, die noch heute 
weitgehend mit Zwangsarbeit vergleichbar sind.
                                                                           ” 
(IPEC-OIT, Ecuador)

“ Dahinter steht die Überlegung, eine Variable zu 
erarbeiten, mit der es möglich wird, die Gefahr für die 
körperliche und seelische Gesundheit oder für den Zu-
gang zu anderen Rechten zu erkennen und festzustellen, 
wie wirtschaftliche Tätigkeiten mit bildenden Tätig-
keiten konkurrieren, die nicht unbedingt in der Schule 
stattfinden müssen [...]. Hierin liegt ein interessanter 
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Ein weiteres wichtiges thema für die Sensibilisierung der 
indigenen organisationen für die Problematik der Kinder-
arbeit ist das Problem der „Entterritorialisierung“, d. h. die 
aufhebung der territorialen Bindung als Folge der abwan-
derung jugendlicher arbeitskräfte. Diese wird von den in-
digenen organisationen als Gefahr für die Kontinuität der 
indigenen Bevölkerung genannt.

 
 
 
 
 
abschließend sei darauf hingewiesen, dass es im Kontext 
der Diskussion um Kinderarbeit weder in den Programmen 
zur Förderung der Rechte von Kindern und Jugendlichen 
noch in den staatlichen Institutionen, die für den Schutz 
dieser Bevölkerungsgruppe zuständig sind, einen spezifi-
schen ansatz für die arbeit mit indigenen Bevölkerungen 
gibt. 

3.1.6  Mädchen und Genderansatz 

 
 
Von staatlichen Institutionen und Menschenrechtsorgani-
sationen wurden die besonderen Bedürfnisse von Mädchen 
über lange Zeit ignoriert. Weder in den staatlichen Politiken 
noch bei der Erarbeitung von Gesetzen oder der arbeit der 
organisationen zur Förderung der Menschenrechte erhiel-
ten Mädchen die nötige besondere aufmerksamkeit. 

 
 

nach aussagen der Befragten waren es die indigenen Frau-
en selbst, die schließlich alarm schlugen und die notwen-
digkeit aufzeigten, die thematik von Gewalt und Diskrimi-
nierung anzugehen, der sie seit ihrer Kindheit ausgesetzt 
sind.

“ Wir Frauen werden schon abgelehnt, wenn wir noch 
im Mutterleib sind. Wird ein Sohn geboren, so wird das 
gefeiert, aber wenn es ein Mädchen ist, bedeutet das eine 
Belastung für die Familie. Ein Mädchen bekommt am 
wenigsten, um etwas zu lernen, aber es muss schon früh 
Verantwortung im Haushalt übernehmen.
                                                               ” 
(CIDOB, Bolivien)

“ Eine Differenzierung fand nicht statt, und darin 
liegt eine Schwäche unseres Systems, denn es sind zwar 
mehrere Gesetze zugunsten von Frauen verabschiedet 
worden, doch in keinem von ihnen war das Augenmerk 
auf die Mädchen gerichtet. (Kongressmitglied, Parlamen-
tarisches Netzwerk für Kinder)
                                        ” 
(Red Parlamentaria por la Niñez, RPN, Bolivien)

“ ... Wir kennen die Situation; wir wissen, wann ein 
Mädchen die Schule verlässt, wann ihm die Hausarbeit 
in der eigenen Familie aufgebürdet wird und es auf  
den kleinen Bruder aufpassen oder den Hof hüten muss. 
Dies haben wir im Kern bereits erkannt, aber einen  
spezifischen Vorschlag haben wir noch nicht dazu  
erarbeitet.
                   ” 
(IPEC-OIT, Peru)“ Auf der normativen Ebene verfügen wir über zahl-

reiche Politiken, die auf die Kinderarbeit und die Aus-
beutung von Kindern und Jugendlichen als Arbeitskräfte 
fokussiert sind, nicht aber über eine speziell auf indigene 
Kinder ausgerichtete Politik.
                                    ” 
(Arbeitsministerium, Bolivien)

“ In der Migration liegt für sie das größte Risiko, und 
in dieser Frage haben wir einen sehr guten Ansatzpunkt 
für die Kommunikation mit den führenden Vertretern 
der Gemeinschaften gefunden, denn wie wir sehen 
auch sie diese Frage in Verbindung mit einem anderen 
Thema, nämlich mit der Frage des Überlebens ihres ei-
genen Volkes: „Wenn die Jungen fortgehen, weil sie auf 
der Suche nach einem besseren Leben sind, wem soll ich 
dann noch die großen Dinge hinterlassen, die ich selbst 
erreicht habe?
         ” 
(IPEC-OIT, Peru)

Ansatzpunkt, denn wenn sich die Gemeinschaften und 
die Familien einer Gefahr bewusst sind, verändert dies 
auch den Dialog.
              ” 
(IPEC-OIT, Peru)
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Im Mai 2012 veranstaltete das Ständige Forum für indigene 
angelegenheiten eine tagung mit dem titel „Bekämpfung 
der Gewalt gegen indigene Frauen und Mädchen“. Zwei 
aspekte aus der Diskussion und den Schlussfolgerungen 
dieser Konferenz sollen hier besonders hervorgehoben 
werden. Erstens: Indigene Mädchen gehören zu den von 
Rechtsverletzungen am stärksten bedrohten Gruppen. 
Zweitens: Im Gegensatz zu der großen Vielfalt an untersu-
chungen über indigene Völker und Gewalt gegen Frauen 
allgemein besteht ein akuter Mangel an literatur zum 
thema Gewalt gegen indigene Frauen und Mädchen (PFII, 
2012).

Ein wichtiges thema in der erwähnten Debatte waren die 
„unterdrückerischen kulturellen Praktiken“ gegenüber 

Frauen und Mädchen sowie die Gefahr, das argument der 
kulturellen Verschiedenheit zur Rechtfertigung der täter 
zu missbrauchen. In dem Forum wurden die in der Kultur 
verankerten „negativen Praktiken“ im Zusammenhang mit 
den ausgedehnten Kolonialisierungs- und ausgrenzungs-
prozessen gesehen, die die indigenen Völker durchlebt 
haben. Dabei wurde nicht außer acht gelassen, dass auch 
die traditionellen geschlechtsspezifischen Strukturen die-
ser Gesellschaften Benachteiligungen für Frauen mit sich 
bringen. Schließlich wurde darauf hingewiesen, dass der 
Prozess der „Entkolonialisierung“ auch eine Beseitigung 
patriarchaler, gewalttätiger Praktiken einschließen müsse, 
wie sie in zahlreichen indigenen Gemeinschaften anzutref-
fen seien (PFII, 2012).

an dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die tagung des 
Forums von den indigenen organisationen selbst initiiert 
wurde, insbesondere den Frauennetzwerken und -plattfor-
men. Die indigenen organisationen lassen damit ihre große 
Bereitschaft erkennen, sich mit dieser Frage zu befassen. 
Darüber hinaus zeigten sie sich offen für einen interkultu-
rellen Dialog und erklärten sich bereit, über die enge, kom-

“ [Die Frauen sagten uns:] „Bei mir ist schon nichts  
mehr zu machen, aber für meine Töchter, für meine  
Enkelinnen würde ich mir eine andere Zukunft  
wünschen.
                    ” 
(FCI, Bolivien)

“ Lo que hace falta es descolonizar lo mal aprendido 
desde la iglesia y desde occidente cuando nos dice: Tú 
mujer que has nacido de la costilla de Adán y tienes que 
seguir a tu marido.
                   ” 
(Activista quechua, Perú)

Frauen aus Charagua, Bolivien (Bild: Michael Dreyer/GIZ)
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30 asamblea del pueblo guaraní, apg.
31 im oktober 2012 startete plan international die Kampagne „weil ich ein mädchen bin“ („Because i am a girl“).

plementäre Beziehung zwischen individuellen und kollekti-
ven Rechten im indigenen umfeld nachzudenken.

In den untersuchten ländern wird die Entwicklung der Füh-
rungsrolle indigener Frauen bei der Verteidigung und Ein-
forderung ihrer Rechte deutlich wahrgenommen. auch in-
nerhalb der indigenen Bewegung sind Frauen immer stärker 
präsent und bringen so neue Diskurse und Forderungen ein.

Die oben erwähnte weibliche Führungsrolle hat sich positiv 
auf die Förderung der Rechte indigener Kinder und Jugend-
licher ausgewirkt, denn gerade Frauen erleben deren Pro- 
bleme aus nächster nähe. Dennoch ist besonders aus der 
Perspektive der Geschlechtergleichstellung eine Änderung 
der Verhältnisse anzustreben, sodass die gesamte Gesell-
schaft für die Kinder und Jugendlichen sowohl im familiären 
als auch im schulischen und gemeinschaftlichen umfeld 
Sorge trägt.

In der feministischen Bewegung und deren Forderungen 
wurde über die besondere Problematik von Mädchen jahre-
lang hinweggesehen, denn hier stand vor allem die Mutter-
rolle (und damit das gebärfähige alter) als Schlüsselaspekt 
zum Verständnis der Benachteiligung von Frauen im Fokus. 
auch spielte die interkulturelle Perspektive damals keine 
Rolle, sodass indigene Mädchen und Frauen vernachlässigt 
wurden. Glücklicherweise hat sich in einigen Institutionen, 
die zu Genderthemen arbeiten, dieser trend in den letzten 
Jahren umgekehrt.

Im wissenschaftlichen Bereich lässt sich feststellen, dass die 
Genderstudien, die sich vorrangig mit politischen Fürsor-
gemaßnahmen befassen, den Grundstein dafür legen, dass 
eine Beziehung zwischen Frauenrechten und Kinder- und 
Jugendrechten hergestellt wird. Die Stärkung des anspruchs 
auf Kinderbetreuung erscheint als notwendige Bedingung 
für die Emanzipation der Frau. Diese thematische Schnitt-

stelle bietet ein großes Potenzial, um die Problematik von 
Kindern, insbesondere die der Mädchen, in den agenden 
zur Querschnittsverankerung von Frauenrechten und zur 
Förderung der Gleichstellung der Geschlechter auf allen ge-
sellschaftlichen Ebenen sichtbar zu machen.

Schließlich stützen sich einige Institutionen zur Förderung 
von Kinder- und Jugendrechten in ihrer arbeit mit indige-
nen Gemeinschaften bereits auf ansätze der Geschlechter-
gleichstellung und versuchen so, die Problematik aufzuzei-
gen.31

3.1.7  Teenager-Schwangerschaften 
auch im hinblick auf die Problematik von teenager-
Schwangerschaften befindet sich die indigene Bevölkerung 
gegenüber der nicht-indigenen im nachteil. Bei vielen indi-
genen Völkern herrschen kulturell bedingte Vorstellungen 
und Praktiken in Bezug auf den lebenszyklus der Frau, nach 
denen Frauen tendenziell früher in ihr reproduktives leben 
eintreten dürfen bzw. sollen als Frauen in einem städtischen 
bzw. stärker verwestlichten umfeld. Je nach Volk bzw. Regi-
on gibt es jedoch deutliche unterschiede, sodass sich kein 
einheitliches Bild ergibt. So beläuft sich beispielsweise bei 
den Quechua in Peru der anteil jugendlicher Mütter auf 21 % 
und bei den aymara auf 16 %, während er bei den Ethnien 
im amazonas-tiefland bei 40 % liegt. (InEI/unICEF 2010) 

 
 
 
 
 
 
 
 

hier ist darauf hinzuweisen, dass es recht schwierig ist,  
gemeinsam mit Jugendlichen rechtliche themen sowie  
Fragestellungen zur sexuellen und reproduktiven Gesund-

“ Das Volk der Guaraní ist überaus stark vom  
Machismo geprägt, aber 2004 kam der Zeitpunkt, um 
selbst an der Spitze der Volksversammlung der Guaran30  
einen Bruch zu vollziehen. Ich darf mich als die Frau  
betrachten, die diesen Durchbruch erzielt hat, auch in 
der eigenen Familie. Leicht ist das nicht.
                                                           ” 
(CIDOB, Bolivien)

“ Bei den Quechua wird versucht, den Eintritt von 
Mädchen in das reproduktive Leben als Frauen hinaus-
zuzögern. Es besteht eine gewisse soziale Kontrolle über 
die Mädchen durch die Familie und die Gemeinschaft. 
Im Tiefland haben die Mädchen wesentlich früher ihre 
ersten Sexualkontakte, beginnen aber auch viel früher 
ihr reproduktives Leben als solches. [...] So werden zum 
Beispiel die Mädchen der Esse Ejja, eines endogamen 
Volkes, in dem großer Frauenmangel herrscht, bereits 
nach der ersten Regelblutung verheiratet, manchmal mit 
jungen Männern, die nicht älter sind als 18 oder 20 Jahre, 
manchmal aber auch mit Witwern oder wesentlich  
älteren alleinstehenden Männern.
                                               ” 
(FCI, Bolivien)
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32 hierbei handelt es sich um christliche gruppen allgemein, insbesondere aber um die katholische Kirche.
33 So hat beispielsweise der ausschuss für frauen und familie im peruanischen Kongress kürzlich (Juni 2013) eine Änderung des Kinder- und 
Jugendgesetzbuchs beschlossen, mit der die Sexualerziehung nicht mehr in den verantwortungsbereich des Staates fällt, sondern der familie 
zur aufgabe gemacht wird. hierüber soll demnächst im plenum debattiert werden. 
34 Bei einigen indigenen völkern der andenregion herrscht die ansicht, dass es infolge von abtreibungen zu dürren oder naturkatastrophen 
kommen kann (unicef/bolivianisches Justizministerium, 2012). unter Berücksichtigung der tatsache, dass die katholische Kirche im lauf ihrer 
geschichte die fähigkeit bewiesen hat, ihre lehre in den indigenen weltanschauungen wieder neu zu beleben, sind solche vorstellungen mögli-
cherweise auf deren einfluss zurückzuführen.

Kichwa am Chimborazo, Ecuador (Bild: Sylvia Reinhardt/GIZ)

heit zu behandeln. Dies ist unter anderem auf den großen 
Einfluss religiöser Gruppen32 im politischen leben der  
andenregion zurückzuführen.33 Gleichzeitig sind die an-
gebote an sexueller aufklärung und Information sowie 
der Zugang zu Verhütungsmitteln für Jugendliche unzu-
reichend. Vor einem solchen hintergrund ist es enorm 
schwierig, themen wie beispielsweise die legalisierung der 
abtreibung als Möglichkeit anzusprechen, um der Müt-
tersterblichkeit bei heranwachsenden Mädchen und auch 
den Kindstötungen entgegenzuwirken. Widerstand gibt es 
jedoch nicht nur vonseiten christlicher Gruppen und der 
katholischen Kirche, sondern auch von Vertretern indige-
ner Weltanschauungen34. 

“ [Mit der] Ablehnung des Schwangerschaftsabbruchs 
kommt es letztlich zu mehr Fällen von Kindstötung;  
Kulturen, die das Entscheidungsrecht mit freierem Blick 
betrachten, machen lieber einen klaren Schnitt und 
halten es für besser, eine Abtreibung vorzunehmen als 
später einen Kindesmord zu begehen. [...] Wenn wir die 
Parole von der sicheren Mutterschaft ausgeben, so  
meinen wir damit die sichere und freiwillige Mutter-
schaft als einzige Garantie dafür, dass Kinder geboren 
werden, die erwünscht sind, die geliebt und nicht  
misshandelt oder vernachlässigt werden.
                                                           ” 
(CIDOB, Bolivien)
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3.1.8 Indigene Jugendliche 

In den verschiedenen indigenen Kulturen gilt die Jugend als 
die lebensphase, in der die untergeordnete Stellung dieser 
Gesellschaften in den jeweiligen nationalen Prozessen und 
die damit verbundenen herausforderungen besonders 
deutlich zutage treten. In dieser Phase erleben viele indige-
ne Jugendliche Migration und den Eintritt ins arbeitsleben 
außerhalb ihrer territorien unter prekären Bedingungen, 
und sie erfahren dabei Diskriminierung und kulturelle Ent-
wurzelung. 

 

 
In den indigenen organisationen herrscht große Sorge 
im hinblick auf die Situation der Jugendlichen. In dieser 
lebensphase werden all die Entbehrungen und hinder-
nisse, die sie bei der ausübung ihrer Rechte während der 
gesamten Kindheit und als heranwachsende zunehmend 
erfahren haben, in ihrer Gesamtheit deutlich. Dies gilt ins-
besondere für den Bildungsbereich, denn hier fehlen ihnen 
Möglichkeiten zum Besuch weiterführender Schulen und 
somit später die Zugangsvoraussetzungen für eine Fach- 
oder hochschulausbildung. Indigene junge Frauen haben 
bedingt durch Mutterschaft und eine stärkere Gefährdung 
bei Beschäftigungen außerhalb ihres territoriums, beispiels-
weise als hausangestellte, mit zusätzlichen hindernissen zu 
kämpfen.

Die unablässige Diskriminierung, unter denen indigene 
Jugendliche leiden, schlagen sich auch in neuen Problemen 
nieder. hierzu gehören Selbstmorde unter Jugendlichen 
und das auftreten von hIV-Infektionen.

Die Diskriminierung führt zu einem allmählichen Verlust 
an Identität, zu territorialer Entwurzelung, zu einem Verlust 
der eigenen Kultur und des ethnischen Selbstwertgefühls. 
Dies kann Jugendliche und auf lange Sicht ihre Völker dazu 
führen, „sich auf marginale, ausgrenzende Weise im natio-
nalen aufzulösen“. (unICEF et al., 2010)

Die Generationenkrise hat jedoch in vielen organisationen 
indigener Völker auch ein Bewusstsein dafür geschaffen, 
wie wichtig der Schutz und die Förderung ihrer Kinder und 
Jugendlichen ist. Dies gilt nicht nur im hinblick auf das 
individuelle Wohl, sondern auch in dem Sinne, dass diese 
Kinder und Jugendlichen die Grundlage für das Überleben 
der eigenen Kultur sind.

Jeder Mensch hat ein Recht darauf, die lebensform anzu-
streben, die er für sich und die Seinen als am sinnvollsten 
erachtet. Der Entschluss, zu bleiben oder aber das (territori-

“ Wenn junge Menschen eine Berufsausbildung haben, 
wollen sie nicht mehr als indigen gelten.
                                                          ” 
(CIDOB, Bolivien)

“ Das Hauptproblem [für indigene Jugendliche] besteht 
darin, dass sie allein aufgrund der Tatsache, dass sie einer 
indigenen Bevölkerungsgruppe angehören, Opfer von 
Ausgrenzung und Diskriminierung in praktisch allen 
Bereichen des öffentlichen und gesellschaftlichen Lebens 
werden, insbesondere aber beim Zugang zu grundlegen-
den Dienstleistungen und Rechten wie z. B. Bildung.
                                                                                 ” 
(IPEC, Ecuador)

“ Im ersten Sekundarschuljahr ist bei uns mit 11 oder 
12 Jahren – verlassen sie einfach [die Schule]. Bis dahin 
haben sie die Grundfertigkeiten wie Lesen und  
Schreiben bereits erworben und vielleicht schon einmal 
ein Werkzeug in der Hand gehabt, und sie haben die 

Möglichkeit, woanders hinzugehen, denn sie sind ja 
schon größer. [...] Eine Schule, die nicht auf sie eingeht, 
die weit entfernt ist oder die von ihnen als nutzlos erlebt 
wird, bedeutet keine grundlegend bessere Zukunft. Ge-
lernt wird aus der Praxis, ohne jeglichen Mehrwert, und 
am Ende steht wahrscheinlich ein Leben als Hilfsarbeit-
erin, und dabei bleibt es. 
                            ” 
(IPEC-OIT, Peru)

“ Unter den jungen Mädchen, die es schaffen, nicht 
schwanger zu werden, nicht schon früh eine Familie zu 
haben und die höhere Schule abzuschließen, herrscht 
eine enorme Frustration, denn ihnen stehen größte 
Hindernisse beim Abschluss eines Hochschulstudiums 
entgegen. [...] Das Gebot der Mutterschaft und des Lebens 
in einer Partnerschaft ist überaus stark, und je früher ein 
Mädchen ein solches Leben beginnt, desto eher wird es in 
der Gemeinschaft akzeptiert. [...] Für die Mädchen gibt es 
so wenige Perspektiven außerhalb der Rolle als Mutter 
und Ehefrau.
       ” 
(FCI, Bolivien)
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ale bzw. kulturelle) umfeld zu verlassen, muss jedoch in völ-
liger Entscheidungsfreiheit gefasst werden. Dies bedeutet, 
dass sowohl außerhalb als auch innerhalb dieses territoria-
len umfelds dieselben Garantien für ein menschenwürdiges 
leben und die vollständige Wahrnehmung von Rechten 
bestehen müssen. In den untersuchten ländern steht die 
Diskriminierung häufig im Zusammenhang mit Prozessen 
sogenannter „Entindigenisierung“. 

3.1.9 Beteiligung 

Indigene organisationen und öffentliche Institutionen öff-
nen sich allmählich für eine Beteiligung und Konsultation 
von Kindern und Jugendlichen. So gibt es beispielsweise 
in Ecuador seit 2009 den nationalen Beirat für Kinder und 
Jugendliche (Consejo Consultivo nacional de niñas, niños 
y adolescentes) als Beteiligungs- und Konsultationsorgan. 
Der Beirat verfügt über ein leitungsgremium mit acht 
Mitgliedern, die von 48 nationalen Räten als Vertreter der 
Provinzen des landes für zwei Jahre gewählt werden.36 In 
Peru wiederum verfügt die Fachabteilung für Kinder und 
Jugendliche der ombudsstelle über ein Beratungsgremium, 
das sich aus Kindern und Jugendlichen zusammensetzt. 
Diese Kinder und Jugendlichen bilden einen Beirat für die 
Ministerin für Frauen und vulnerable Bevölkerungsgruppen 
sowie die Bürgermeisterin von lima.

Ein weiteres wichtiges Beispiel stellt die Erfahrung des 
Dachverbandes ECuaRunaRI in Ecuador dar, der gemein-
sam mit unICEF einen Konsultationsprozess unter seinen 
Mitgliedsorganisationen eingeleitet hat, um eine agenda für 
indigene Kinder und Jugendliche zu erarbeiten.

außerdem hat unICEF 2012 eine Reihe von Begegnungen 
zwischen indigenen Kindern unterschiedlicher Völker ver-
anstaltet, um deren Sorgen und Perspektiven in Bezug auf 
ihre persönliche Situation und die ihrer Völker in Erfahrung 
zu bringen.38

Solche Prozesse tragen dazu bei, auf den verschiedenen 
Ebenen der öffentlichen Verwaltung die Stimme von 
Kindern zur Entscheidungsgrundlage zu machen. hierzu 
gehören auch die indigenen Selbstverwaltungsgremien mit 
anerkanntem autonomiestatus.

“ Bei Entscheidungen, die über indigene Kinder  
getroffen werden, müssen die Kinder gehört werden. 
[...] Kinder sind Bürger und keine Minibürger mit Mini-
Menschenrechten.
                ” 
Paulo Sergio Pinheiro35, 2010

35 Beauftragter und Berichterstatter für Kinderrechte der interamerikanischen menschenrechtskommission der organisation amerikanischer 
Staaten (oaS), unicef/oit, 2010.
36 vgl. u. a.: http://consejoconsultivonna.blogspot.de/; http://www.elmercurio.com.ec/335124-presidente-de-la-asamblea-nacional-posesiona-a-
miembros-de-consejo-consultivo-nacional-de-ninas-ninos-y-adolescentes.html.
37 comisión nacional por los derechos de las niñas, niños y adolescentes (nationale Kommission für die rechte von Kindern und Jugendlichen).
38 unicef Bolivien, 2012.

“ CONADENNA37: Es gibt einen Nationalen Rat von 
Kindern und Jugendlichen, der gewählt wird. Der Rat 
wurde vor drei Jahren von der Ministerin in die Struktur 
ihres Ministeriums aufgenommen und muss konsultiert 
werden. Auch der Kommunalbezirk Lima und dessen 
Bürgermeisterin haben vor einem Monat einen Kinder- 
und Jugendrat eingerichtet. Geplant ist der institutionelle 
Auftrag, diese Räte schrittweise einzurichten.
                                                                  ” 
(Plan, Peru)

“ Perspektivisch hatten wir vor, einen echten Partizi-
pationsprozess für Kinder insgesamt voranzutreiben.  
Damals [2004] entwickelten wir eine interaktive  
Schulumfrage, um herauszufinden, von welchen  
Problemen sich die Kinder aus eigener Sicht am stärksten 
betroffen fühlten. Ausgehend von den Ergebnissen aus 
den einzelnen Bildungseinrichtungen führten wir danach 
Konferenzen in Pfarreien, Kantonen sowie auf Provinz- 
und Landesebene durch [...]. Hieraus entstand ein Mandat 
der indigenen Kinder mit dem Titel „Agenda für die  
Verwirklichung von Kinder- und Jugendrechten der  
Nationalitäten und Völker von Ecuador.
                                                         ” 
(ECUARUNARI, Ecuador)

Registrierung 

Bildungsbereich 

 

Migration  

Nicht immer gibt ein Familienvater an, wie es sich wirklich 
verhält, insbesondere, wenn es sich um zweisprachige 
Familien handelt, denn aus Scham oder auch aufgrund der 
Diskriminierung besteht in der Andenregion die Tendenz, 
sich als spanischsprachig auszugeben. (UNICEF, Peru)

Und die Diskriminierung ist die Grundlage dafür, dass 
diese Schüler, die so begierig darauf sind, zu lernen und 
ihr Volk zu vertreten, [...] nicht mehr indigen sein wollen, [...]  
sie vergessen, verlieren allmählich ihre kulturellen Werte. 
(CONAP, Peru)

Wenn die (indigenen) Migranten nach Lima kommen, 
müssen sie nicht nur ihre Kleidung ablegen, sondern auch 
ihre Sprache. (UNICEF, Peru)
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3.2 das vorgehen der Pflichtenträger zur  
 Gewährleistung eines umfassenden Schutzes

3.2.1 Die Verwaltung 
In keinem der drei untersuchten länder gibt es eine speziell 
auf indigene Kinder als Bevölkerungsgruppe ausgerichtete 
staatliche Politik, mit ausnahme der interkulturellen zwei-
sprachigen Erziehung. Im Diskurs der nationalen Behörden 
wird die notwendigkeit gezielter politischer Maßnahmen 
mit dem argument in abrede gestellt, dass die allgemeine 
Politik ja durchaus die indigene Bevölkerung mit einschlie-
ße. Besonders in Ecuador ist dies der vorherrschende trend, 
dem ein spezifisches Verständnis von Interkulturalität zu-
grunde liegt. 

Dieser ganzheitliche ansatz, der sehr eng mit der universa-
listisch-egalitären Vorstellung von den Menschenrechten 
der ersten Generation verbunden ist, zieht sich durch die 
gesamte staatliche Politik in Ecuador und ist auch in der 
ombudsstelle verankert, auch wenn er im Widerspruch 
zu der Definition von Ecuador als „plurinationalem Staat“ 
steht.

Dennoch eröffnet die Einrichtung der Gleichheitsräte in 
Ecuador neue Chancen, um einen ausweg aus dieser Sack-

gasse zu finden. Die Gleichheitsräte haben Verfassungsrang 
(art. 156 und 157) und ihre Zielsetzung ist „die Formulie-
rung, das Mainstreaming, die Einhaltung, die Verfolgung 
und auswertung der öffentlichen Politik zu den themen 
Geschlecht, Ethnien, Generationen, Interkulturalität, Behin-
derung und menschliche Mobilität“. Die Räte sind also dazu 
bestimmt, sich mit der Pluralitätsfrage zu beschäftigen. Da- 
raus ergibt sich folgerichtig, dass man sich mit der proble-
matischen Situation indigener Kinder und Jugendlicher 
sowie weiterer Bevölkerungsgruppen befasst, die möglicher-
weise eines besonderen augenmerks bedürfen.

nach Informationen von ecuadorianischen Regierungsver-
tretern liegt noch keine endgültige Entscheidung über die 
art und Weise vor, wie die Gleichheitsräte umgesetzt werden 
sollen. noch besteht also die Möglichkeit, die Vorschläge 
verschiedener Institutionen zu berücksichtigen, die für den 
Schutz und die Förderung der Kinder- und Jugendrechte 
eintreten. So kann sichergestellt werden, dass dieses neue 
Schutzkonzept an die Rechte und die Bedürfnisse von Kin-
dern und insbesondere die der indigenen Mädchen und 
Jungen angepasst ist.

auf der anderen Seite ist die staatliche Politik in allen drei 
ländern unbeständig und für eine Konsolidierung steht 
meist nicht die erforderliche Zeit zur Verfügung, denn jeder 
Regierungswechsel mit den damit verbundenen neuen Pro-
grammvorschlägen wirkt sich entsprechend aus. Dies gilt 
auch für die Kinder- und Jugendpolitik.

“ Wir betätigen uns nicht für eine bestimmte Gruppe 
oder einen bestimmten Teil der Bevölkerung. Der Staat 
fördert die Interkulturalität, denn es hat schon Insti-
tutionen gegeben, die in ihrer Arbeit ein Inseldasein 
geführt und sich nur für eine spezielle Gruppe eingesetzt 
haben. Hinter den Nationalräten für Gleichheit steckt 
der Gedanke, diese Form der Verwaltung allmählich zu 
verändern. [...] Die Idee ist, dass wir uns nicht mehr auf 
exklusive Dinge konzentrieren, sondern ausgehend von 
der Interkulturalität herausfinden, wie wir mit all diesen 
Völkern und Nationalitäten arbeiten können.
                                                                    ” 
(Sekretariat der Völker, Ecuador)

“ [Der umfassende Schutz von Kindern] genießt  
Priorität. Er ist jedoch bedauerlicherweise nicht  
unbedingt mit finanziellen Ressourcen verbunden.  
Er gilt als vorrangig, aber bisweilen bleibt es lediglich  
bei Absichtserklärungen.
                             ” 
(Justizministerium, Bolivien)

Indigene Kinder, tunguranua, Ecuador 2011 (Bild: oliver hölcke/GIZ)
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Die fehlenden Mittelzuweisungen für eine umfassende  
Politik zum Schutz und zur Förderung von Kindern und  
Jugendlichen in den Staatshaushalten ist ein weiterer Beleg 
für den geringen Stellenwert, der den sozialen Investitionen 
der untersuchten länder beigemessen wird. Dies hat zur 
Erarbeitung von Vorschlägen für einen umfassenden Kin-
derschutz geführt, mit denen Kompetenzen auf die Zivilge-
sellschaft verlagert werden.

3.2.2 Die Legislative 
In den untersuchten ländern wurden noch keine gesetzli-
chen Bestimmungen zur besonderen Problematik indigener 
Kinder entwickelt.

Seit einigen Jahren besteht innerhalb des bolivianischen 
Parlaments das Parlamentarische netzwerk für Kinder. 
Es hat sich zum Ziel gesetzt, alle Parlamentsmitglieder zu 
vernetzen, die an der Kinder- und Jugendthematik interes-
siert sind, um eine speziell auf diese Bevölkerungsgruppe 
ausgerichtete Gesetzgebung voranzubringen. Das netzwerk 
ist bisher zwar in einigen parlamentarischen Verfahren aus 
mangelndem Interesse untätig geblieben. In der letzten Zeit 
hat es allerdings einige Gesetze zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen auf den Weg gebracht, so z. B. das Gesetz 
zum Menschenhandel. Weitere spezifische gesetzgeberische 
Initiativen zum Schutz indigener Kinder gibt es allerdings 
nicht, obwohl die besondere Gefährdung dieser Gruppe 
durchaus erkannt wurde.

Was Peru betrifft, so hat eine befragte Kongressabgeordnete 
(die Vorsitzende des Menschenrechtsausschusses) auf den 
verfehlten ansatz bei der neuen Reform des Kinder- und Ju-
gendgesetzbuchs hingewiesen: Dem Reformvorhaben fehle 
die geschlechtsspezifische und interkulturelle Perspektive, 
und insbesondere die indigene thematik sei von ihren Kol-
legen völlig vernachlässigt worden.

In allen drei ländern wird parallel an einem Regelwerk ge-
arbeitet, mit dem die Zuständigkeitsbereiche und Grenzen 
der indigenen Rechtsprechung (indigene Justiz) festgelegt 
werden sollen. Bisher hat die thematik des umfassenden 
Schutzes indigener Kinder jedoch auch in diesem Kontext 
in keinem land besondere Berücksichtigung gefunden.

“ Unter der vorherigen Regierung gab es meiner  
Ansicht nach systematische Bestrebungen, die inter-
kulturelle zweisprachige Erziehung zu zerschlagen. Die 
jetzige Regierung hat eine Kehrtwende um 180 Grad 
vollzogen.
                   ” 
(UNICEF, Peru)

“ Wir arbeiten derzeit an einem Entwurf für ein neues 
Kinder- und Jugendgesetz [...], das nicht nur an die  
Ombudsstelle für Kinder bzw. die Sozialdienste der  
Departements (Servicios Departamentales de Gestión  
Social) angelehnt ist, sondern sich in ein System öffent-
licher und privater Institutionen einbettet, die mit der 
Wahrung von Kinder- und Jugendrechten befasst sind, 
seien es nun indigene oder nicht-indigene Einrichtungen. 
Teil des hier dargestellten Schutzsystems sind sowohl 
formelle als auch informelle Institutionen. Wie die sozi-
alen Organisationen können auch Nachbarschaftsver-
einigungen und die OTB39 die Verteidigung von Rechten 
übernehmen.
       ” 
(Justizministerium, Bolivien)

“ Ausschließlich in Bezug auf indigene Jungen und Mäd-
chen gibt es nichts [kein Gesetzesvorhaben], wohl aber wird 
gerade ein Gesetz zum Thema Kinderarbeit vorbereitet, mit 
dem die 23 schlimmsten Formen von Kinderarbeit geregelt 
werden sollen. Dazu gehören auch einige Formen, die in länd-
lichen Gebieten zu finden sind, wie z. B. Bergbau, Fischfang 
etc. (Kongressmitglied – Red Parlamentaria por la Niñe).
                                                                                         ” 
(Parlamentarisches Netzwerk für Kinder, Bolivien)

39 organizaciones territoriales de Base (territoriale Basisorganisationen): territoriale planungseinheiten, die aus dem dezentralisierungsprozess 
in Bolivien entstanden sind.

Kichwa in der Region napo, Ecuador (Bild: Sylvia Reinhardt/GIZ)
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3.2.3 Die Justiz
Die Schwäche der Justiz im hinblick auf die Zugänglichkeit 
und Qualität ihrer Dienstleistungen außerhalb der Städte 
stellt ein Problem dar, durch das die Bearbeitung von Ver-
stößen gegen die Rechte Minderjähriger im allgemeinen 
und indigener Minderjähriger im Besonderen erheblich 
erschwert wird.

 
 
 
 
 
 
Gleichzeitig verfügen die rechtsprechenden organe oftmals 
nicht über die notwendige interkulturelle Sensibilität und 
zeigen diesbezüglich auch keinerlei anpassungsbereitschaft, 
sodass die Erkenntnisse auf normativer Ebene zugunsten 
indigener Kinder in der Praxis oftmals umgesetzt werden.

 
 

3.2.4 Die Ombudsstellen
Vonseiten der ombudsstellen Boliviens und Perus wird 
die notwendigkeit einer Verbesserung des institutionellen 
Konzepts anerkannt, um so indigene Kinder und Jugendli-
che spezifisch betreuen und ihre Rechte fördern zu können. 
In Ecuador wiederum wurde nach der Verabschiedung der 
neuen Verfassung (2008) die auf Kinder- und Jugendrechte 

spezialisierte Fachabteilung aufgelöst. hintergrund war die 
Überlegung, dass der sektorspezifische ansatz diskriminie-
rend sei.

Mit Blick auf das ehrgeizige Modell einer integrierten 
Betreuung schlägt die ecuadorianische ombudsstelle in 
diesem Zusammenhang vor, die Förderung und Wahrung 
von Kinder- und Jugendrechten der indigenen Bevölkerung 
voranzutreiben, indem bei ihren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern die notwendigen Kompetenzen geschaffen 
werden, um sämtliche Fälle aus einer plurinationalen Sicht-
weise bearbeiten zu können.

Eine der Zielsetzungen beim aufbau plurinationaler Staaten 
besteht ohne Zweifel darin, dass Vielfalt und Interkulturali-
tät ein immanenter Bestandteil der Gesellschaften und ih-
rer Institutionen sein sollen, sodass die öffentlichen Dienste 
in die lage versetzt werden, alle Bürgerinnen und Bürger 
nach dem Gleichheitsgrundsatz zu behandeln und sie aus 
einem integrierten interkulturellen Blickwinkel heraus zu 
betrachten. Im Fall von Ecuador wird jedoch das Ziel als 
angenommene ausgangssituation zugrunde gelegt: Man 
geht davon aus, dass alle gesellschaftlichen akteure (Mesti-
zen, indigene Völker, Kinder und Jugendliche etc.) dieselben 
Zugangsmöglichkeiten zu den öffentlichen Dienstleistun-
gen haben und den vulnerabelsten Bevölkerungsgruppen 
keinerlei hindernisse bei der Wahrnehmung ihrer Rechte 
entgegenstehen. leider beweisen die offiziellen Informati-
onen, dass dieses Ideal als unabdingbare Voraussetzung für 

“ Das Schutzsystem ist lückenhaft und als solches 
im Grunde nicht existent. Also handelt der Richter. Wir 
werden tätig, und der Richter erklärt, dass das Recht 
wiederherzustellen sei. [...] Es gibt kein Angebot zur 
vorübergehenden Betreuung der betroffenen Kinder oder 
zur Veränderung der Elternrolle. [...] Wenn Du anfängst, 
dann ist auch der Kreislauf der Wiederherstellung von 
Rechten in vielerlei Hinsicht durchbrochen, denn die  
institutionellen Kompetenzen sind breit verteilt, sie  
bedingen sich gegenseitig, und es gibt keine Absprachen 
im Hinblick darauf, was als Verstoß gilt und was  
nicht. 
          ” 
(IPEC-OIT, Peru)

“ Ich denke, wir als Ombudsstelle befassen uns eher 
allgemein mit der Thematik der Diskriminierung, aber 
wenn es darum geht, einen spezifischen Fall gezielt 
anzugehen, sei es nun bei ethnischen Themen, men-
schlicher Mobilität oder irgendeiner anderen Frage von 
Diskriminierung, so tun wir dies mit der nötigen Detail-
genauigkeit. Wenn wir unsere Arbeit nur auf die indi-
gene Bevölkerung ausrichten und eine Beteiligung von 
Mitgliedern anderer Gruppen [wie] Afroecuadorianern 
oder der Mestizenbevölkerung nicht zulassen, schließen 
wir uns selbst aus, und wir wären weit davon entfernt, 
die Begegnung zwischen den Völkern zu fördern, sondern 
würden vielmehr die Trennung begünstigen. 
                                                                   ” 
(Ombudsstelle, Ecuador)

“ Im Bereich der staatlichen Rechtsprechung sieht es 
für diese Bevölkerungsgruppen allerdings auch nicht 
besser aus, seien es nun Kinder oder Jugendliche: Auf der 
normativen Ebene und in den offiziellen Verlautbarun-
gen gibt es Lippenbekenntnisse, aber in der Praxis ist die 
Sensibilität der Justizvertreter ziemlich begrenzt. 
                                                                           ” 
(ONG-Derechos indígenas, Peru)
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das Ganzheitlichkeitsprinzip in keinem der untersuchten 
länder tatsächlich existiert. Die anwendung dieses ansatzes 
könnte deshalb letztlich kontraproduktiv sein.

“ Ganzheitlichkeit ist gut, aber die Gefahr liegt in 
der Frage: Wie werde ich so vielen Klienten gerecht, die 
Schutz brauchen, wenn dies nicht einmal mit dem  
bestehenden System für Kinder möglich ist? 
                                                                 ” 
(Plan, Ecuador)

Indigene Gemeinde Santa Rosa, Valle del Palcazú, Selva Central  
Peru (Bild: Sandra Schett/GIZ)

3.3 Indigene rechtsprechung

3.3.1 Rechtsgrundlage 
In Bezug auf die anerkennung der indigenen Rechtspre-
chung durch den Staat stellt sich die lage in Bolivien, 
Peru und Ecuador unterschiedlich dar. Die Verfassungen 
von Ecuador und Bolivien beinhalten eine umfassende 
anerkennung der indigenen Rechtsprechung. Im Fall von 
Ecuador kommt dies in den Verfassungsartikeln 57 und 
171 zum ausdruck, in der bolivianischen Verfassung in den 
artikeln 30, 190, 191 und 192. Darüber hinaus erkennen 
beide Verfassungen die hierarchische Gleichstellung von 
indigener und ordentlicher Rechtsprechung an. auch die 
peruanische Verfassung beinhaltet die anerkennung der 
indigenen Rechtsprechung (art. 142), ohne dabei jedoch 
deren hierarchische Gleichstellung mit der ordentlichen 
Rechtsprechung explizit anzuerkennen. allerdings erkennt 
der oberste Gerichtshof durch den Plenumsbeschluss  
nr. 1-2009/CJ-116 die legitimität und autonomie der soge-
nannten „Rondas Campesinas“ an. Die Rondas Campesinas 
sind kommunale Institutionen, die in den ländlichen Ge-
bieten Perus Sicherheits- und Justizaufgaben wahrnehmen.

Bolivien ist unter den drei Staaten das einzige land, das 
über ein Gesetz zur Festlegung von Kompetenzgrenzen in 
der Rechtsprechung verfügt (ley 017, 2010). nach aussa-
gen der Initiatoren dieses Gesetzes handelt es sich hierbei 
jedoch lediglich um eine provisorische lösung, derzeit 
besteht weder bei den indigenen organisationen noch bei 
der Regierung Klarheit über die jeweiligen Koordinati-
onsmechanismen sowie die materiellen, personellen und 
territorialen Kompetenzen.41 In dem genannten Gesetz 
wird der Schwerpunkt auf die Bestimmung der aufgaben 
gelegt, die nicht in den Kompetenzbereich der indigenen 
Rechtsprechung fallen. als affirmative aussage findet sich 
lediglich die Formulierung, dass „historisch und traditi-

“ Wir müssen jetzt an die gemeinsame Verantwortung 
von indigenen Völkern und Staaten denken, denn wir 
können die indigenen Völker nicht weiter zu Opfern 
machen. Es ist sehr wichtig, dass wir, die indigenen 
Völker und unsere Behörden, gemeinsam [...] die Verant-
wortung für die Verletzung der Rechte unserer Kinder 
und Jugendlichen übernehmen.
                                         ” 
(Carlos Mamani40, 2010)

40 Stellvertretender vorsitzender des Ständigen forums für indigene angelegenheiten der vereinten nationen (2008–2010). 
41 persönliches gespräch mit dem ehemaligen direktor für gemeinschaftliche Justiz des Justizministeriums.
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ökonomischen, sozialen und kulturellen Entwicklungen 
angewandt wird.

Je nach Grad der Konsolidierung und des sozialen Zusam-
menhalts reicht das Spektrum von Gemeinschaften, die 
nur aus einigen wenigen Familienclans bzw. erweiterten 
Familien oder auch aus deren Zusammenschlüssen beste-
hen, bis hin zu komplexen Gemeinschaftsgefügen mit In-
stitutionen und expliziten Vereinbarungen, durch die das 
Zusammenleben geregelt wird.

auch die gerichtlichen normen und Praktiken sind ent-
sprechend der kulturellen Vielfalt der indigenen Völker 
selbst und auch dem unterschiedlichen Grad der anpas-
sung indigener Rechtsprechungsverfahren an die jewei-
lige nationale Praxis äußerst vielfältig. hier ist es wichtig 
festzuhalten, dass in der indigenen Jurisdiktion anpas-
sungsprozesse der traditionellen Justizsysteme stattfinden, 
die sich sowohl in ihrer Reichweite als auch in ihrer Ge-
schwindigkeit unterscheiden.

Der organisatorische Komplexitätsgrad der Gemeinschaft, 
die normative Vielfalt oder auch das unterschiedliche 
ausmaß der anpassung an externe Denkweisen dürfen 
aber nicht dazu führen, die legitimität des anspruchs 
auf eine eigene Rechtsprechung und eigene Formen der 
Gerichtsbarkeit infrage zu stellen. angesichts der Vielfalt 
besteht die herausforderung vielmehr darin, „von der 
anerkennung der inneren und äußeren heterogenität des 
Rechts auszugehen, um auf der Grundlage dieser anerken-
nung Mechanismen zu schaffen, die eine Überwindung 
der Widersprüche und die Koordination der unterschiede 
ermöglichen“ (Santos Souza, 2012).

Über die indigene Justiz, ihre Relevanz, ihre Funktionswei-
se und die Forderung ihrer anerkennung ist viel geschrie-
ben worden. Ebenso vielfältig sind auch die Konzepte und 
Disziplinen, auf die sie sich stützen.43 Die Erfahrungen zu 
institutionalisierten Koordinationsmechanismen zwischen 
der indigenen und der ordentlichen Rechtsprechung wur-
den mit ausnahme der umfangreichen Rechtsprechung 

42 zu Bolivien siehe: rojas o. d. zu ecuador siehe: llasag, 2011, und grijalva, 2012. zu peru siehe: verfassungsgerichtsurteil az.: 01126-2011-
hc/tc, in: http://www.tc.gob.pe/jurisprudencia/2012/01126-2011-hc.pdf (abfrage vom 12.11.2012).  
43 vgl. de Sousa und exeni, 2012; de Sousa und grijalva, 2012; ombudsstelle Bolivien (defensoría del pueblo Bolivia), 2008a; ombudsstelle 
Bolivien, 2008b; Konrad-adenauer-Stiftung Bolivien y Bolivianische Katholische universität Boliviana; Konrad-adenauer-Stiftung Bolivien, 2011; 
Juristenkommmission der andengemeinschaft (comisión andina de Juristas), 2010; Salgado, 2002; idl, 2012; gtz, 2010; Brandt und franco, 
2006; unicef Bolivien y Justizministerium, 2012, 

onell bekannte angelegenheiten bzw. Konflikte“ von der 
indigenen Justiz bearbeitet werden sollen (art. 10.I). Zu den 
themen, die nicht in dem Gesetz enthalten sind, gehört 
der Schutz indigener Kinder und Jugendlicher: „Der mate-
rielle Geltungsbereich der originären bäuerlich-indigenen 
Rechtsprechung erstreckt sich nicht auf folgende themen: 
[...] Straftaten gegen die körperliche unversehrtheit von 
Kindern und Jugendlichen, Vergewaltigungsdelikte [...]“ 
(Gesetz 017, 2010). 

In Ecuador und Peru werden schon lange diesbezügliche 
Gesetzesvorlagen diskutiert: der „Entwurf eines organge-
setzes zur Koordination und Zusammenarbeit zwischen 
der indigenen und der ordentlichen Rechtsprechung“ bzw. 
der „Entwurf eines organgesetzes zur Koordination und 
interkulturellen harmonisierung der Justiz“. 

In allen drei ländern haben die Gerichtshöfe bzw. die Ver-
fassungsgerichte zu wichtigen Grundsatzentscheidungen 
zugunsten der anerkennung der indigenen Rechtspre-
chung beigetragen42. abgesehen davon haben jedoch alle 
drei länder noch einen weiten Weg vor sich, um die Kon-
solidierung ihrer indigenen Jurisdiktion und deren Koordi-
nation mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu bewältigen.

3.3.2 Gemeinschaften und indigene Rechtsprechung:  
 Vielfalt als Herausforderung  
Wenn von indigener Rechtsprechung die Rede ist, so stellt 
die Gemeinschaft die Grundeinheit der kollektiven Rechte 
dar. Sie ist der Kern, in dessen umfeld sich die Kultur und 
die gesellschaftlichen Institutionen reproduzieren. Es 
handelt sich hierbei um eine in allen drei ländern gesetz-
lich anerkannte Rechtsfigur, die auf eine große Vielfalt an 
Menschengruppen mit unterschiedlichen historischen, 

“ Das Gesetz zur Festlegung von Kompetenzgrenzen in 
der Rechtsprechung enthält gewisse Vorgaben für unsere 
Arbeit, aber leider kein kinder- und jugendrechtliches 
Konzept.
                ” 
(Justizministerium, Bolivien)
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Mehrere Interviewte haben aufgezeigt, wie wichtig es 
ist, die Kontrollmöglichkeiten der Gemeinschaft über 
die Betreuung von Kindern und Jugendlichen in einigen 
Fällen wiederherzustellen, in anderen überhaupt erst 
solche Möglichkeiten zu schaffen. In diesem Sinne un-
ternehmen indigene organisationen und Institutionen 
zur Förderung der Menschenrechte in allen drei ländern 
anstrengungen, um Werte sichtbar zu machen bzw. 
wiederherzustellen, auf deren Grundlage die gemein-
schaftlichen Pflichten beim Schutz von Minderjährigen 
festgelegt werden können. Dies scheint der richtige Weg 
zu sein, um die anerkannten Rechtsprechungsbefugnisse 
der indigenen Völker zu stärken.

in Kolumbien44 hingegen bisher kaum dokumentiert und/
oder aufbereitet. Dies gilt insbesondere für die Bearbeitung 
der thematik der indigenen Kinder.45

3.3.3 Mechanismen zum Schutz von Kindern  
 und Jugendlichen

3.3.3.1  Herausforderungen bei der Umsetzung  
Bei der Festlegung klarer Mechanismen zum Schutz von 
Kindern und Jugendlichen in der indigenen Rechtspre-
chung sind drei hauptschwierigkeiten zu bewältigen:

1. Die unterschiedlichen Grade der Konsolidierung und 
anerkennung der verschiedenen Systeme indigener 
Rechtsprechung. aufgrund dieser Schwäche besteht bei 
den indigenen Behörden u. a. wenig Klarheit hinsichtlich 
ihrer Möglichkeiten, in Fällen dieser art tätig zu werden.

 
 
 
 
 
 
 

 

2. Die tendenz, Übergriffe auf Kinder und Jugendliche  
als Privatangelegenheit zu betrachten und nicht als an-
gelegenheit der Gemeinschaft.

3. Geringer Stellenwert dieses Problems im Vergleich  
zu landkonflikten, naturressourcen, politischer Beteili-
gung etc.

Es gibt jedoch auch Fälle, in denen die indigene Justiz  
mit großer Sorgfalt für den Schutz von Kinder- und  
Jugendrechten eintritt, indem sie exemplarische Strafen 
verhängt, Vergehen öffentlich macht und damit die  
Prävention fördert.

44 vgl. consejo Superior de la Judicatura (oberster Justizrat) und organización nacional indígena de colombia (nationale organisation der 
indigenen Kolumbiens), 2006.
45 das thema der indigenen Kinder wird bei Brandt und franco, 2006, am rande behandelt; eine spezifischere analyse aus soziologischer Sicht 
findet sich in: unicef und Justizministerium Bolivien, 2012.

“ Wenn es ein Besäufnis gibt, dann gibt es auch immer 
Prügel und Gewalt, die sich gegen Kinder richtet. Das  
wird dann eher intern geregelt. Aber dafür gibt es  
Behörden, die ihre Zuständigkeit und ihren Verwaltungs-
bereich jedoch erst kennen und dann nachforschen  
müssen: „Was ist hier los? Warum hast du das deinem 
Kind angetan?“ Diese Aufgabenzuweisung fehlt den  
Behörden.
  ” 
(Führender indigener Vertreter, Bolivien)

“ Es gibt Fälle von Rechtsverletzungen, die von den 
Rondas Campesinas erkannt werden, und aufgrund ihres 
Systems der Beweisführung wissen sie, wer wer ist, und 
sie können die betreffende Person identifizieren und eine 
Lösung herbeiführen. [...] Sie stellen klar, dass diese Person 
einen Rechtsverstoß begangen hat; sie erhält eine Strafe, 
und somit werden die Funktionen erfüllt, die von jedem 
Strafrechtssystem erwartet werden, nämlich die der be-
sonderen Prävention. Die konkrete Person ist identifiziert 
und bestraft worden, und es gibt eine allgemeine Präven-
tion. Allen wird gesagt: „Dies darf man nicht tun.“ Damit 
wird der Mut gestärkt, und das Opfer erhält in irgendeiner 
Form eine Wiedergutmachung.
                                         ” 
(Expertin für Rechtspluralismus, Peru)

“ [Das System des gemeinschaftlichen Schutzes grün-
dete sich auf] ein Gesamtgefüge aus Erfahrungen und 
Grundsätzen, die mit dieser ganzen Thematik der Gegen-
seitigkeit, der Komplementarität und dem Ayni-System 
verzahnt sind. Diese Strukturen sind verlorengegangen, 
denn das System, in dem wir leben, hat eine weitreichende 
ideologische, ökonomische und kulturelle Penetration 
erfahren. So wurde versucht, einen ganzen Komplex von 
Werten zu schaffen wie Geld, das Immer-mehr-haben-
Wollen, der Individualismus, und so verschwinden nach 
und nach diese Beziehungen der Gegenseitigkeit.
                                                                           ” 
(ECUARUNARI, Ecuador)
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Derzeit findet sowohl in der ordentlichen Rechtsprechung 
als auch bei den indigenen organisationen eine Öffnung 
dahingehend statt, dass in allen drei ländern über Koordi-
nationsmechanismen nachgedacht wird. Die Situation ist 
jedoch komplex: So bestehen auf der einen Seite äußerst 
starre gerichtliche Strukturen und auf der anderen Seite 
eine kritische Erwartungshaltung vonseiten der indigenen 
Gemeinschaften im hinblick auf die Funktionsweise der 
ordentlichen Justiz.

“ Ich glaube keinesfalls, dass es bei der Justiz darum 
geht, solche Fälle an die ordentliche Gerichtsbarkeit zu 
verweisen. Ich bin vollkommen davon überzeugt, dass 
die Lösung in der Stärkung der indigenen Rechts- 
sprechung liegt, damit sie adäquate Antworten auf  
die Probleme finden und solche Probleme in Zukunft 
vermeiden kann. Hier gibt es für die führenden Frauen-
vertreterinnen noch viel zu tun.
                                         ” 
(Expertin für Rechtspluralismus, Peru)

“ Wenn eine Entscheidung getroffen wird, so erfolgt 
dies nicht nur strikt nach den Mustern einer originären 
Kultur. Es gibt bereits Überlagerungen, und häufig 
werden staatliche Aspekte zugrunde gelegt. In diesem 
Punkt gibt es prägende Einflüsse, Vermischungen.
                                                                            ” 
(NGO Derechos indígenas [Indigene Rechte], Peru)

“ [Bei] Mord, Tötungsdelikten, schwerem Raub oder 
Vergewaltigung muss sich die Behörde mit der ordentli-
chen Behörde absprechen, denn die originäre Behörde 
kann die Gesetze nicht anwenden; sie kennt sich darin 
nicht aus, und deshalb spricht das Gesetz zur Festle-
gung der Kompetenzgrenzen in der Rechtsprechung von 
„Zusammenarbeit und Koordination”. [...] Mit dem Opfer 
und dem Täter wird eine Einigung angestrebt, um so den 
Fall zu regeln. Sind sie nicht einverstanden, so müssen 
sie ihrerseits einen Vorschlag machen, und danach muss 
die originäre Behörde den Fall an die ordentliche Justiz 
abgeben. 
                 ” 
(Führender indigener Vertreter, Bolivien

3.3.3.2  Interlegalität 
Die normen und Verfahren, die gegenwärtig in den  
indigenen Gemeinschaften anwendung finden, sind  
von der ordentlichen Rechtsprechung und auch von  
der Rechtsprechung anderer indigener Völker stark  
beeinflusst. Es gibt eine art von „Interlegalität“, die  
im Verlauf der Entwicklung und Konsolidierung der  
institutionellen Strukturen entsteht. aufgabe der  
Institutionen ist es, Fälle von Rechtsverletzungen zu er-
kennen und bei den indigenen Völkern Recht zu  
sprechen.

Diese „Interlegalität“ steht in einem Kontext von Macht-
verhältnissen, in dem die ordentliche Rechtsprechung 
stärker legitimiert ist und über mehr Mittel für die 
Bearbeitung solcher Fälle verfügt, sodass die indigene 
Rechtsprechung in der Regel gegenüber der ordentlichen 
Rechtsprechung eine untergeordnete Stellung einnimmt.

In einigen Fällen wurde jedoch versucht, neue Elemente 
in die indigene Rechtsprechung aufzunehmen und sie 
somit zu stärken.

“ Das Thema Kinder, die Agrarfrage, die Frauenfrage – 
all das haben wir in Bolivien noch weiter verkompliziert. 
Diese Verkomplizierung findet jedoch zum richtigen Zeit-
punkt statt, und man darf dies niemandem vorwerfen. Wir 
machen derzeit nur kleine Schritte. Deshalb funktioniert 
die indigene Justiz nicht sehr gut; sie hat viele Probleme, 
und niemand kann behaupten, sie sei perfekt. Das geschrie-
bene Recht, die ordentliche Justiz funktionieren genauso 
wenig. Da sieht es noch schlimmer aus. Weder das eine 
noch das andere läuft also gut. 
                                                           ” 
(GIZ, Bolivien)

“ Die Rechtsanwältin, mit der wir in Riberalta gespro-
chen haben, sagte uns: „Dieser Junge müsste im Gefängnis 
sitzen; die Bestimmungen der bolivianischen Gesetze wer-
den nicht eingehalten.“ Dann kamen wir auf das Thema 
Justiz: Wenn Du Anzeige erstattest, nehmen sie den Jungen 
vielleicht mit, aber dann lassen sie ihn wieder frei, weil sie 
nichts haben, wo sie ihn einsperren können. Wie sah das 
die restliche Gemeinde, wenn sie ein Gemeindemitglied ins 
Gefängnis steckten? Das Ganze war sehr kompliziert, und 
am Ende gelangten wir zu dem Schluss, dass eine Wieder-
gutmachung vor Ort besser sei, als auf die Inhaftierung 
des Täters zu warten. Sogar die Frauen sagten, dass der 
Junge (mehr) beim Hausbau lernen könne, als wenn er ins 
Gefängnis käme, denn von dort käme er als noch größerer 
Gauner zurück, als er es ohnehin schon sei. 
                                                                                  ” 
(FCI, Bolivien)
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3.3.3.3  Menschenrechte und indigene Rechtsprechung 
Der Weg zur Stärkung und Bewahrung der indigenen 
Werte mit ihrem gesellschaftlichen auftrag, Kinder und 
Jugendliche zu betreuen und sie gut zu behandeln, bein-
haltet die schwierige aufgabe, diese Werte mit den univer-
sellen Werten wie z. B. den Menschenrechten in Einklang 
zu bringen, ohne dass dabei die spezifischen kulturellen 
Eigenheiten eines jeden Volkes verlorengehen.

Die Debatte über die mögliche anwendung des Menschen-
rechtsansatzes in der indigenen Gerichtsbarkeit mündet in 
der Regel in einer anerkennung dieses Rahmens als mini-
malem handlungsparameter für die indigene Rechtspre-
chung. Dies spiegelt sich in den politischen Verfassungen 
und der nationalen Rechtsprechung der drei länder sowie 
in der Rechtsprechung des interamerikanischen Men-
schenrechtssystems wider.

Diese Rechtsprechung ist vom kolumbianischen Verfas-
sungsgericht stark beeinflusst. an dieser Stelle sollen einige 
der wichtigsten Grundsätze des Gerichts im hinblick auf 
die Menschenrechte und die indigenen Völker aufgezeigt 
werden:

Im urteil 349 (1996) wurde entschieden, dass die Men-
schenrechte einem „universellen Konsens“ entsprechen; 
ihre Verletzung „ist unannehmbar, da sie einen angriff auf 
die wertvollsten Güter des Menschen darstellt“. nach  
Meinung des kolumbianischen Verfassungsgerichts sind 

folgende Rechtsnormen zwingend einzuhalten: das Recht 
auf leben, das Verbot der Folter, das Verbot der Sklaverei 
(Zwangsarbeit) und das Recht auf ein faires Verfahren. 
Gleichzeitig stellt das Gericht fest, dass „das kulturelle 
Überleben nur mit einem hohen Maß an autonomie 
möglich ist“. Mit dieser aussage wird die indigene Ge-
richtsbarkeit in ihrem Recht auf selbständiges handeln 
gestärkt, sodass sie sich der ordentlichen Rechtsprechung 
nicht unterordnen muss. nach den Worten des kolumbia-
nischen Verfassungsgerichts geht es darum, „niemandem 
eine spezifische Vorstellung von der Welt aufzuzwingen, 
möge sie auch als noch so wertvoll gelten, denn eine sol-
che haltung würde gegen den Grundsatz der achtung vor 
der ethnischen und kulturellen Vielfalt sowie gegen die 
Gleichbehandlung der verschiedenen Kulturen verstoßen“ 
(urteil St-523/97).

In diesem Zusammenhang ermöglicht der umfassende 
Schutz von Kindern und Jugendlichen unter Zugrundele-
gung des „Kindeswohls“ als Parameter einen zusätzlichen 
Schutz, mit dem die handlungsgrenzen der rechtsprechen-
den organe festgelegt sind. Dennoch muss das Wohl des 
Kindes auch in den jeweiligen kulturellen Kontext gestellt 
werden, wie dies im General Comment 11 empfohlen wird. 
Darin wird hervorgehoben, wie wichtig es ist, „die kollekti-
ven kulturellen Rechte zu berücksichtigen, wenn es um die 
Bestimmung dessen geht, was Kindeswohl bedeutet“ (un-
Kinderrechtsausschuss, 2009).

Kinder mit Masken aus dem indigenen Distrikt Kaami, Bolivien (Bild: Wakana Fukada)
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3.4 organisationen zum Schutz und zur  
 Förderung von Kinderrechten und ihre  
 arbeitsansätze

 
3.4.1 Internationale Zusammenarbeit 
Mit ausnahme von unICEF haben die Institutionen zum 
Schutz und zur Förderung von Kinder- und Jugendrechten 
nicht den auftrag, gezielt mit der indigenen Bevölkerung 
zusammenzuarbeiten. unICEF hat sich in den letzten fünf 
Jahren im Rahmen des Regionalprogramms EIBaMaZ46 
(Bolivien, Peru und Ecuador) sowie über eine offizielle Stelle 
zum Schutz indigener und afrikanischstämmiger Kinder in 
Bolivien mit der Problematik indigener Kinder befasst.

In allen drei ländern werden die unICEF-Projekte sowohl 
von den indigenen organisationen als auch von staatlichen 

Stellen positiv aufgenommen. hierdurch hat unICEF die 
Möglichkeit, sich an einer Vielzahl von institutionenüber-
greifenden Plattformen und netzwerken in der Zivilgesell-
schaft und im öffentlichen Sektor zu beteiligen und auch 
innerhalb der indigenen Gemeinschaften Sensibilisierungs-
strategien erfolgreich umzusetzen.

Das auf die Beseitigung der Kinderarbeit spezialisierte Pro-
gramm der Ilo (IPEC) arbeitet vor allem in Ecuador mit 
dem Konzept des interkulturellen Dialogs zum umfassen-
den Schutz von Kindern und Jugendlichen.

Ein wichtiges methodisches Instrument, das sowohl von 
unICEF als auch von IPEC für die arbeit mit indigenen 
Gemeinschaften eingesetzt wird, ist die Reflexion über 
Gefährdungssituationen, denen Minderjährige ausgesetzt 
sind, sei es nun bei der Kinderarbeit oder im hinblick auf 
teenager-Schwangerschaften.

Bild: David hill, Survival International, Peru

46 ein auf den Bereich der interkulturellen zweisprachigen erziehung ausgerichtetes programm.

“ Plan International hat ein sehr schönes Konzept mit 
dem Titel „Briefe von Kindern“ erarbeitet, ähnlich wie 
UN Women oder die GIZ mit „Cartas de Mujeres“ (Briefe 
von Frauen). Dabei geht es nicht nur um Briefe, sondern 
auch Zeichnungen und verschiedenste Ausdrucksformen 
von Mädchen, die uns erzählen, wie sie die Barrieren 
wahrnehmen. 
        ” 
(Plan, Ecuador)

“ Wir sind sowohl in den kommunalen als auch in 
den regionalen Netzwerken präsent; man sieht uns an 
einem Tisch mit Ministern sitzen. Ich denke, zum Teil ist 
es das, was uns so „sexy“ macht. Für uns spielt die Größe 
des jeweiligen Partners keine Rolle. Alle Partner sind uns 
recht. 
          ” 
(UNICEF, Peru)
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Gleichzeitig nutzen die genannten Einrichtungen ihr in-
stitutionelles Prestige, um die Kinderrechte zu fördern, z. B. 
durch die Zertifizierung von unternehmen, die die Kinder-
arbeit abgeschafft haben.

Die arbeit von organisationen wie unICEF hängt von 
der Drittmittelbeschaffung und der jeweiligen Prioritä-
tensetzung in den betreffenden ländern im hinblick auf 
wirtschaftliche Indikatoren und armutsniveaus ab. Ver-
änderungen in der Finanzlage oder bei den Prioritäten der 
Geber führen deshalb oftmals dazu, dass die aktivitäten 
von unICEF begrenzt bleiben oder sogar eingestellt wer-
den müssen.47

Demgegenüber verfolgt Plan International einen weitrei-
chenden ansatz zum umfassenden Schutz. Dies gilt sowohl 
für die verschiedenen gesellschaftlichen Ebenen, mit de-
nen die organisation ihre arbeit koordiniert, als auch für 
den Zeitrahmen sowie die Qualitäts- und nachhaltigkeits-
ziele, die sie sich gesteckt hat. Plan International ist in allen 
drei untersuchten ländern präsent.

Überdies wird versucht, die problematische Situation von 
Kindern und Jugendlichen in all ihren Dimensionen zu 
erfassen. Im Gegensatz zu anderen Programmen wurde 
hierbei ein methodisches Konzept entwickelt, mit dem die 
verschiedenen Maßnahmen und Programme in koordi-
nierter Form ineinandergreifen. So wird beispielsweise die 
Förderung von Kinderrechten mit dem Genderansatz, der 
Berücksichtigung von Behinderungen und sonstigen Vul-
nerabilitätsaspekten verknüpft. Der Genderansatz kommt 
in allen lebensphasen zum tragen und fließt auch in die 
arbeit mit Männern ein.

Plan International steht an der Spitze einer weltweiten 
Kampagne zur Sensibilisierung für die Probleme von Mäd-
chen mit dem titel „Weil ich ein Mädchen bin“ („Because I 
am a Girl“). Diese Kampagne ist eine zentrale Maßnahme, 
um die Probleme sichtbar zu machen, mit denen Mädchen 
konfrontiert sind.

Daneben befassen sich auch andere Institutionen mit der 
thematik. Besonders hervorzuheben ist die arbeit von Fa-
mily Care Bolivia. Diese Institution hat in den letzten Jah-
ren im Bereich der Förderung der sexuellen und reproduk-
tiven Gesundheit bei indigenen Völkern Entscheidendes 
geleistet. Family Care Bolivia hat grundlegende Parameter 
für das Verständnis der kulturellen Vielfalt und den um-
gang mit diesem thema bei den indigenen Völkern Bolivi-
ens entwickelt und sich als Referenzinstitution für Fragen 
zur Situation von Kleinkindern bei indigenen Völkern im 
bolivianischen tiefland etabliert.

an dieser Stelle ist zu erwähnen, dass im Rahmen der inter-
nationalen Zusammenarbeit auch weniger positive Erfah-
rungen aus dem Bereich der arbeit mit indigenen Völkern 
vorliegen. Viele Misserfolge waren unter anderem dem 
Mangel an angepassten partizipativen Konzepten sowie an 
genderspezifischen und interkulturellen ansätzen geschul-

“ Eine der Zugangsmöglichkeiten, die sich für uns als 
besonders wirksam herausgestellt hat, ist das Thema der 
Gefährdung, die Entwicklung des Sinns für Gefahren in 
der Gemeinschaft selbst. [...] Dahinter steckt der Gedanke, 
eine Variable zur Erkennung von Gefahren für die kör-
perliche und seelische Gesundheit oder auch für sonstige 
Rechte zu entwickeln. 
                      ” 
(IPEC, Peru)

“ Wenn wir in die Gemeinden gehen, dann handelt es 
sich dabei um einen Zeitraum von fünf bis zehn Jahren 
in einem Gebiet. Wir wollen also nachhaltige Verände-
rungen und ein Umdenken erreichen. 
                                                      ” 
(Plan, Peru)

“ Wir fassen unseren Rechtsansatz unter dem Stich-
wort „kinderzentrierte Kommunalentwicklung“ zusam-
men. Unser Standort sind die Gemeinden, und wir arbei-
ten mit Familien, Gemeindevertretern und Behörden von 
der kommunalen Ebene bis hin zur nationalen Ebene. 
                                                                                    ” 
(Plan, Peru)

“ [Bei] den Projekten zum Thema unerwünschte Teenager-
Schwangerschaften sprechen wir mit den Jugendlichen über 
ihre Gesundheit. [...] Wir arbeiten mit Jugendlichen, damit sie 
sich selbst als Tutoren betätigen, die frühkindlichen Rechte 
schützen und die Elternschaft akzeptieren. Wir wollen aber 
auch Räume für sie schaffen, damit sie nicht so früh Kinder 
bekommen. 
                      ” 
(Plan, Bolivien)

47 So wurden in der spanischen entwicklungszusammenarbeit, die unicef bei der Bearbeitung indigener themen massiv unterstützt hatte, 
drastische mittelkürzungen vorgenommen; hintergrund war die wirtschaftskrise in europa und insbesondere in Spanien.
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det. Ein deutliches Beispiel hierfür ist die folgende aussage 
zum thema sexuelle und reproduktive Gesundheit:

3.4.2. Die deutsche Technische Zusammenarbeit (TZ)  
Die von der GIZ im auftrag des BMZ durchgeführten 
deutschen tZ-Programme in den untersuchten ländern 
zielen nicht direkt auf die Förderung von Kinder- und 
Jugendrechten ab. Dennoch werden in zwei Programmen 
die Rechte indigener Kinder und Jugendlicher indirekt 
berücksichtigt.

Das Regionalvorhaben „Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen in lateinamerika (ComVoMujer)“ ist in allen drei 
untersuchten ländern präsent und hat sich die Beseiti-
gung der Gewalt gegen Frauen zum Ziel gesetzt. obwohl 
das Vorhaben nicht direkt mit Mädchen arbeitet und kein 
differenziertes Konzept für indigene Bevölkerungsgrup-
pen vorsieht, trägt es indirekt zur Sensibilisierung für die 
Prävention von Gewalt gegen Minderjährige, insbesondere 
gegen Mädchen, bei. Darüber hinaus findet in einigen 
Fällen auch eine direkte Zusammenarbeit mit indigenen 
Frauenorganisationen statt:

Ein weiterer wichtiger Programmpunkt von ComVoMu-
jer ist die Vernetzung mit anderen Programmen der GIZ. 
So koordiniert ComVoMujer beispielsweise in Bolivien 
und Ecuador die Zusammenarbeit mit den Partnern des 
„Programms zur Stärkung indigener organisationen“48. In 
Bolivien findet überdies eine Koordination mit dem Pro-
gramm „trinkwasserversorgung und abwasserentsorgung 
in kleinen und mittleren Städten“49 statt.

Daneben gibt es schließlich noch Projekte, die an der Stär-
kung staatlicher Institutionen im Justizbereich arbeiten, 
so die Vorhaben „Konsolidierung der Reform des Straf-
verfahrens sowie der Justiz“ in Peru und „unterstützung 
der rechtsstaatlichen Entwicklung einer interkulturellen 
Rechtsordnung“50 in Bolivien. Diese Vorhaben befassen 
sich in differenzierter Form mit der Problematik der indi-
genen Rechtsprechung. Keines von ihnen hat jedoch spe-
ziell die Förderung der Rechte indigener Kinder zum Ziel. 
Dennoch könnten beide Vorhaben diesbezüglich zu wich-
tigen Bündnispartnern auf der politischen Ebene werden.

“ Es gibt Einrichtungen, die das Thema der reproduk-
tiven Gesundheit auf die Frage der Geburtenkontrolle 
reduziert haben. [...] So wurde einmal den Frauen gesagt: 
„Ihr dürft höchstens zwei Kinder bekommen, nicht mehr, 
weil ihr arm und nicht in der Lage seid, eure Kinder zu 
ernähren und zu kleiden.“ [...] Sie meinten: „In dieser 
Gemeinde haben wir soundso viele Frauen, die die Pille 
nehmen, soundso viele Frauen mit einer Kupferspirale, 
soundso viele, die Spritzen bekommen, und soundso viele 
Männer, die Kondome benutzen.“ Dann kamen sie mit 
ihrem Paket, das genau auf die Gemeinde zugeschnitten 
war, und legten einfach los mit der Verteilung. Das war 
schon ein wenig demütigend. 
                                      ” 
(CIDOB, Bolivien)

“ Im Rahmen des Programms haben wir zur Kompo-
nente der erwachsenen Frauen gearbeitet. Wir konzen-
trieren uns nicht so sehr auf das Thema der Gewalt 
gegen Mädchen. [...] Dies schließt jedoch nicht aus, dass 
wir auch Maßnahmen zur Gewaltprävention in der 
Gruppe der Kinder und Jugendlichen durchführen, so 
zum Beispiel die partizipative Roadmap mit dem Titel 
„Wir zeigen der Gewalt die rote Karte“ („De salto en 
salto le ponemos a la violencia un alto“), bei der wir mit 
Lehrkräften zusammenarbeiten. [...] Wir arbeiten also 
nicht direkt mit Kindern, aber es gibt Maßnahmen, die 
sich indirekt auf sie auswirken. 
                                         ” 
(ComVoMujer, Bolivien).

48 proindÍgena. 
49 proapac.
50 proJuride.
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4. Schlussfolgerungen  
 und Empfehlungen  

4.1 allgemeine Schlussfolgerungen

In allen drei ländern ist die lage im hinblick auf die Rechte 
indigener Kinder und Jugendlicher kritisch; dies gilt u. a. für 
zentrale Bereiche wie Gesundheit, Bildung, sanitäre Grund-
versorgung, Ernährung und Schutz vor Gewalt. Die struktu-
relle ausgrenzung indigener Völker bildet den hintergrund 
für die Benachteiligung der indigenen Kinder. Bei allen 
wichtigen Wohlstandsindikatoren stellt sich deren Situation 
prekärer dar als die der nicht-indigenen Gleichaltrigen.  
Daraus folgt: 

Die Verbesserung der lebensqualität indigener Kinder 
und Jugendlicher hängt im Wesentlichen von integrierten 
entwicklungspolitischen Konzepten ab, mit denen die 
allgemeine lebensqualität der indigenen Völker unter 
Berücksichtigung explizit auf Kinder und Jugendliche 
ausgerichteter Politiken und arbeitsstrategien verbessert 
werden kann. 

In der Politik und in den Konzepten der Kinder- und Ju-
gendarbeit allgemein gibt es bei den staatlichen Institutio-
nen, in der Zivilgesellschaft und in der internationalen Zu-
sammenarbeit meist keine spezifischen ansätze im hinblick 
auf die problematische Situation indigener Kinder. 

ausgehend von der Berücksichtigung der indigenen Völ-
ker und ihrer Besonderheiten müssen spezielle Politikkon-
zepte und Strategien für indigene Kinder und Jugendliche 
mit einem interkulturellen und geschlechtsspezifischen 
ansatz geprüft werden.

aber auch innerhalb der indigenen Gemeinschaften gibt es 
Bedingungen, die einer Verletzung von Kinder- und Jugend-
rechten Vorschub leisten. Daraus ergibt sich: 

ausgehend von der anerkennung des Rechts auf kulturelle 
Verschiedenheit müssen die den indigenen traditionen 
wesenseigenen Vorstellungen und Praktiken im hinblick 
auf Kinder sowie deren Erziehung und Betreuung identi-
fiziert und verstanden werden. auf dieser Grundlage müs-
sen gemeinsam mit indigenen Kindern, Jugendlichen und 
Erwachsenen (einschließlich ihrer organisationen) parti-
zipative arbeitsansätze entwickelt bzw. gefestigt werden, 
damit solche Praktiken, die den Kinderrechten förderlich 
sind, gestärkt und andere, bei denen dies nicht gegeben ist, 
verändert bzw. beseitigt werden. 

Die geschlechtsspezifische ungleichheit, durch die Frauen 
in allen lebensphasen benachteiligt werden, ist bei den 
indigenen Völkern real vorhanden. Indigene Mädchen 
gehören in allen drei ländern zu den vulnerabelsten Bevöl-
kerungsgruppen. Zwar ziehen sich die geschlechtsspezifi-
schen ungleichheiten durch die gesamte Gesellschaft, doch 
bestehen auch in diesem Punkt spezifische Besonderheiten 
in der jeweiligen lebenswirklichkeit der verschiedenen in-
digenen Kulturen. 

ausgehend vom Verständnis sowohl der Vorstellungen 
und Praktiken, die den indigenen traditionen wesens-
eigen sind, als auch derer, die für die übrige Gesellschaft 
gelten, müssen die Bemühungen um die Erreichung der 
Geschlechtergleichstellung intensiviert werden. hierbei 
ist die Frage gleicher Bildungsmöglichkeiten für Mädchen 
und Jungen von besonderer Relevanz. 

Wie in vielen anderen Gesellschaften stehen auch bei den 
indigenen Völkern die Frauen den Kindern und Jugendli-
chen und ihren Problemen näher, sodass sich ihr Empower-
ment auch positiv auf den Schutz und die Förderung von 
Kinder- und Jugendrechten auswirkt. 

auf dem Weg zur Gleichstellung der Geschlechter müssen 
gleichzeitig anstrengungen unternommen werden, um 
das Wohl von Kindern und Jugendlichen zu einem an- 
liegen der gesamten Gesellschaft zu machen, d. h. von 
Männern und Frauen gleichermaßen. 

Gerade für indigene Menschen ist die Jugend eine beson-
ders schwierige lebensphase, denn sie haben mit Proble-
men zu kämpfen, die auf die stark eingeschränkten Mög-
lichkeiten zur Wahrnehmung ihrer Rechte während der 
gesamten Kindheit zurückzuführen sind. Dementsprechend 
sind ihre Fähigkeiten und Chancen bei der Eingliederung in 
das Erwachsenenleben in der Regel wesentlich geringer als 
die der nicht-indigenen Gleichaltrigen. Dieses thema berei-
tet den indigenen organisationen Sorge.
 
Es müssen Konzepte für die Kinder- und Jugendarbeit ent-
worfen werden, die ausgleichsmechanismen beim Zugang 
zu grundlegenden Dienstleistungen in dieser lebensphase 
beinhalten. Dies gilt insbesondere für den Bildungs- und 
Freizeitbereich. angesichts des starken Interesses der indi-
genen organisationen sollten gemeinsam mit ihnen Stra-
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tegien für die Bearbeitung der Probleme von Jugendlichen 
entwickelt und abgestimmt werden. 

In den indigenen Bevölkerungsgruppen kommen teenager-
Schwangerschaften wesentlich häufiger vor als in der übri-
gen Gesellschaft. traditionelle Vorstellungen und Praktiken 
gepaart mit einem begrenzten Informationsangebot und 
eingeschränkten Zugangsmöglichkeiten zu Verhütungs-
mitteln schaffen Bedingungen, unter denen Fortschritte 
in diesem Bereich nur sehr schwer zu erzielen sind. Daraus 
folgt: 

Es müssen Brücken zwischen den eigenen Vorstellungen 
der indigenen Völker vom weiblichen Körper und von der 
Gesundheit der Frau einerseits und bestimmten Standards 
der westlichen Medizin andererseits geschlagen werden. 
So sollten beispielsweise die mit einer Schwangerschaft 
verbundenen Gefahren (für die heranwachsende Mutter 
und für das neugeborene) in interkulturellen Dialogpro-
zessen unter gesicherten Gleichstellungsbedingungen als 
Kriterium zugrunde gelegt werden.

Darüber hinaus muss der Zugang von Jugendlichen zur 
Sexualerziehung und zu Verhütungsmitteln verbessert 
werden. 

Im hinblick auf die anerkennung der kollektiven Rechte in-
digener Völker sind bedeutende Fortschritte erzielt worden, 
wobei in Bolivien und Ecuador eine stärkere Rechtskonso-
lidierung stattgefunden hat als in Peru. Dennoch befindet 
sich der Schutz indigener Rechte in allen drei ländern noch 
immer in einem aufbauprozess. 

um eine Konsolidierung der Rechtsprechung zum Schutz 
indigener Rechte zu erreichen, ist ein kritischer Pfad mit 
Etappen bzw. Zwischenzielen festzulegen, damit zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten die Fortschritte in den inneren 
abläufen und die Beziehung zu den übrigen Rechtspre-
chungsinstanzen bewertet werden können. Dies gilt so-
wohl für die ordentliche als auch die indigene Rechtspre-
chung. Zwischenzeitlich muss der interkulturelle Dialog 
dringend vertieft werden, um die Grundprinzipen für den 
umfassenden Schutz von Kindern und Jugendlichen in 
jedem indigenen Volk festzulegen.

Sowohl in der ordentlichen als auch in der indigenen Ge-
richtsbarkeit wird das argument der kulturellen Vielfalt von 

den rechtsprechenden organen benutzt, um ein nachlässi-
ges Vorgehen bei Verstößen gegen Kinder- und Jugendrech-
te zu rechtfertigen. 

Zum Schutz der Rechte indigener Kinder und Jugendli-
cher bedarf es eines klaren Bezugsrahmens aus gemeinsa-
men menschenrechtsbezogenen Grundsätzen. Die in der 
Einleitung dieser Studie vorgeschlagenen vier Grunddi-
mensionen können dabei von nutzen sein (Wohl des Kin-
des, genderdifferenzierte Betrachtung, Selbstbestimmung 
der indigenen Völker und wirksamer Rechtsschutz).

4.2 Empfehlungen an die deutsche  
 Entwicklungszusammenarbeit

�   Erarbeitung quantitativer und qualitativer  
           Informationen

Die Partnerländer sollten dabei unterstützt werden, die 
bestehende lücke an statistischen Informationen über die 
lage indigener Kinder und Jugendlicher zu schließen. Dies 
gilt insbesondere für nach Geschlecht aufgeschlüsselte Da-
ten. Darüber hinaus ist der aufbau von qualitativem Wissen 
über indigene Vorstellungen und Praktiken im hinblick auf 
Kindheit und Jugend erforderlich. nur auf der Grundlage 
gesicherter statistischer und qualitativer Daten können 
wirksame Interventionen gestaltet und umgesetzt werden, 
sei es nun im Rahmen von Kooperationsvorhaben oder in 
Form von staatlichen Politiken.

�   Interkultureller Dialog und Menschenrechte

angesichts der kulturellen Vielfalt der indigenen Völker 
 und der notwendigen anerkennung ihrer autonomie soll-
ten alle themenbereiche aus einer interkulturellen  
Perspektive heraus bearbeitet werden. am anfang sollten 
also Programme und Strategien stehen, in denen lokale  
Vorstellungen und Praktiken Berücksichtigung finden, um 
so die bestehenden Problematiken und mögliche lösungs-
wege zu bestimmen.

um nicht in Kulturrelativismus zu verfallen, sollte beim 
umgang mit der Vielfalt von grundlegenden Strukturprin-
zipien wie dem Menschenrechtsrahmen ausgegangen wer-
den. Die Entwicklungszusammenarbeit sollte ihr besonde-
res augenmerk auf die arbeit an dessen umsetzung richten.
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Es gibt bereits Vorerfahrungen aus organisationen zur 
Förderung von Kinder- und Jugendrechten, die sich in ihrer 
herangehensweise auf einen interkulturellen Dialog und 
die Menschenrechte stützen. Diese Erfahrungen könnten 
berücksichtigt, gegebenenfalls angepasst und in der arbeit 
der deutschen EZ mit indigenen Bevölkerungsgruppen auf-
gegriffen werden.
 
�   Beteiligung

Es sollten Partizipationsräume gefördert werden, damit in-
digene Kinder und Jugendliche ihre Sorgen und Sichtweisen 
frei äußern können. Die daraus gewonnenen Informationen 
sollten eine wesentliche Grundlage für die staatlichen Poli-
tiken und die Maßnahmen der internationalen Zusammen-
arbeit bilden.

�   Den Anderen sehen

Zwischen den deutschen EZ-Programmen ist eine stärkere 
interne Koordination erforderlich. Wichtig ist die Förderung 
von Plattformen und netzwerken, die von den Program-
men gemeinsam mit staatlichen und ebenso auch mit pri-
vaten Institutionen zur Sensibilisierung für die Menschen-
rechte allgemein und für die Kinder- und Jugendrechte im 
Besonderen aufgebaut und genutzt werden.

4.3 Empfehlungen an die Pflichtenträger zu  
 einem umfassenden Schutz

�   Interkulturalität 

Die politischen Entscheidungsträger und die Behörden, die 
für die Gestaltung und umsetzung administrativer und ge-
setzgeberischer Maßnahmen zum umfassenden Schutz von 
Kindern und Jugendlichen zuständig sind, sollten in ihrer 
arbeit von einem interkulturellen Paradigma ausgehen. 
Das heißt, sie sollten sich im Grundsatz auf die achtung der 
Vielfalt und auf Pluralismus stützen und so überkommene 
Praktiken der Integration beiseite lassen, die auf eine ho-
mogenisierung der Gesellschaft ausgerichtet sind.

auf dem Weg zur Erreichung eines interkulturellen politi-
schen Paradigmas müssen institutionelle Beteiligungsräu-
me eröffnet bzw. gestärkt werden, in denen die verschiede-
nen akteure der indigenen Völker – konkret: Kinder und 

Jugendliche, heranwachsende, indigene organisationen u. a. 
– ihre Forderungen vortragen und zur Entwicklung staat-
licher Strategien in den sie betreffenden themenbereichen 
beitragen können. Durch die Institutionalisierung des inter-
kulturellen Dialogs kann es gelingen, die kollektiven Rechte 
der indigenen Völker in die institutionellen Strukturen und 
staatlichen Praktiken einzubinden.

Es ist damit zu rechnen, dass diese Prozesse langwierig und 
ungleichmäßig verlaufen werden. Deshalb sollte man sich 
zunächst eher bescheidene und kurzfristig angelegte Ziele 
statt ehrgeizige, mittelfristige Ziele setzen.

�   Daten als Entscheidungsgrundlage

Die statistischen abteilungen bzw. Behörden in den drei 
ländern melden einen zunehmenden Bedarf an einer auf-
schlüsselung der Daten nach den Variablen Ethnizität und 
Geschlecht. Solche Initiativen sollten zu einer gängigen 
staatlichen Praxis werden, um eine aussagefähige Infor-
mationsgrundlage zu liefern und Entscheidungsprozesse 
angemessen zu unterstützen, in denen die gesellschaftliche 
Vielfalt zum ausdruck kommt.

�   Langfristige staatliche Politiken

In den untersuchten ländern werden die staatlichen hand-
lungen von kurzzeitigen öffentlichen Politiken bestimmt, 
ausgehend von den Projekten der jeweiligen politischen 
Kräfte, die die Machtpositionen auf den verschiedenen 
Regierungsebenen besetzen. Diese Dynamik verhindert die 
Festlegung nachhaltiger staatlicher Politiken und beein-
trächtigt so die umsetzung von Garantien für einen um-
fassenden Schutz von Kindern und Jugendlichen. Deshalb 
müssen im hinblick auf den Schutz und die Förderung der 
Menschenrechte im allgemeinen und der Kinderrechte 
im Besonderen tragfähige staatliche Politiken entwickelt 
werden, die über das unterschiedliche Regierungshandeln 
hinauswirken.
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4.4 Empfehlungen an die indigenen  
 organisationen

�   „Moderne“ indigene Völker

Im Verlauf ihrer gesamten Geschichte sind die indigenen 
Völker in der lage gewesen, ihre gesellschaftlichen Struktu-
ren in vielfältiger Weise an die durch das Zusammenleben 
mit anderen Kulturen entstandenen Bedingungen anzupas-
sen. Derzeit stehen die indigenen Völker vor der schwierigen 
aufgabe, menschenrechtliche Grundsätze in ihre alltägliche 
Praxis aufzunehmen, ohne dabei das Recht auf Verschie-
denheit und die eigene Kultur aufzugeben. an dieser Stelle 
sei daran erinnert, dass der Menschenrechtsansatz von den 
indigenen Völkern wirksam genutzt wurde, um ihre recht-
liche anerkennung zu erreichen, wie dies mittlerweile in 
ihren ländern der Fall ist. Dementsprechend geht es darum, 
den Prozess auf andere Dimensionen auszuweiten.

�   Vorrang des Kinder- und Jugendschutzes 

Für Behörden und indigene organisationen muss die Ver-
letzung der Rechte indigener Kinder und Jugendlicher (z. B. 

durch sexuelle Gewalt) als vorrangiges Problem gelten. Es 
sollten klare Schutzmechanismen entwickelt werden, die 
neben Präventionsmaßnahmen auch antworten auf eine 
Straftat vorsehen – in der indigenen Gerichtsbarkeit und/
oder in absprache mit der ordentlichen Gerichtsbarkeit –, 
sodass solche taten nicht ungestraft bleiben.

�   Jugendliche und Territorialität

Das Problem, dass indigene Jugendliche auf der Suche nach 
besseren lebensbedingungen ihre territorien verlassen, 
beweist die notwendigkeit einer deutlichen Intensivierung 
der Bemühungen, die indigenen territorien als Räume zu 
konsolidieren, in denen das Wohl für alle Bewohner und 
Bewohnerinnen sichergestellt ist. Deshalb müssen – nach 
Erreichung von Rechtssicherheit für die indigenen terri-
torien – Entwicklungsmodelle erarbeitet werden, die den 
künftigen Generationen menschenwürdige lebensbedin-
gungen auf der Grundlage nachhaltiger, umweltverträgli-
cher Praktiken bieten.

Chachi Kinder am Rio Cayapas, Ecuador (Bild: Sylvia Reinhardt/GIZ)
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Centro amazónico de antropología y aplicación Práctica (Zentrum der amazonasregion für anthropologie und Prak-
tische anwendung)

Comisión Económica para américa latina y el Caribe (un-Wirtschaftskommission für lateinamerika und die Karibik)

Corte Interamericana de Derechos humanos (Interamerikanischer Gerichtshof für Menschenrechte)

Confederación de Pueblos Indígenas de Bolivia (Verband der indigenen Völker Boliviens)

Consejo de Desarrollo de las nacionalidades y Pueblos del Ecuador (Entwicklungsrat der nationalitäten und Völker 
Ecuadors)

Confederación de nacionalidades amazónicas del Perú (Verband der nationalitäten der amazonasregion Perus)

Comisión de la Verdad y Reconciliación (Wahrheits- und Versöhnungskommission), Peru

Defensa niño Internacional (Internationaler Schutz des Kindes)

Confederación Kichwa del Ecuador (Verband der Kichwa Ecuadors)

Entwicklungszusammenarbeit

Family Care International

Confederación nacional de organizaciones Campesinas, Indígenas y negras, Ecuador (nationaler Verband der organi-
sationen der Bauern, der indigenen und der afroecuadorianischen Bevölkerung Ecuadors)

General Comment (des un-Kinderrechtsausschusses)

Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) Gmbh

Instituto de Defensa legal (Institut für Rechtsschutz), Peru

International labour organization (Internationale arbeitsorganisation); abkürzung im Spanischen: oIt

Instituto nacional de Estadística e Informática (nationales Institut für Statistik und Informatik), Peru

International Programme on the Elimination of Child labour (Internationales Programm zur Beseitigung der Kinder-
arbeit)

Internationale Zusammenarbeit

organización Internacional del trabajo (Internationale arbeitsorganisation)

organización nacional Indígena de Colombia (nationale Indigene organisation Kolumbiens)

Permanent Forum on Indigenous Issues (Ständiges Forum für indigene angelegenheiten)

Programa de las naciones unidas para el Desarrollo (Entwicklungsprogramm der Vereinten nationen)

Red Parlamentaria por la niñez (Parlamentarisches netzwerk für Kinder)

unidad de análisis de Políticas Sociales y Económicas, Bolivia – (Fachabteilung für die analyse der Sozial- und 
Wirtschaftspolitik in Bolivien)

Vereinte nationen 

united nations Educational, Scientific and Cultural organization (organisation der Vereinten nationen für Erziehung, 
Wissenschaft und Kultur)

united nations Children’s Fund (Kinderhilfswerk der Vereinten nationen)

united nations organization (organisation der Vereinten nationen)
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Anhang

Peru Bolivien Ecuador

Pflichtenträger

1. Justizministerium 
 (henry José Ávila – Vizeminister für  
 Menschenrechte)

2. nationalkongress 
 (María Soledad Pérez tello –  
 Vorsitzende des Menschenrechts- 
 ausschusses)

Ombudsstellen

3. ombudsfrau für Kinder und  
 Jugendliche (Mayda Ramos)

4. ombudsfrau für umwelt, öffentliche  
 Dienste und indigene Völker 
 (alicia abanto)

Rechtsinhaber

5. Confederación de nacionalidades  
 amazónicas del Perú – ConaP 
 (Zaida Ríos, Magaly Pérez und  
 antonio Ramírez)

 

6. IPEC-oIt 
 (María olave – landeskoordinatorin)

7. unICEF 
 (Carmen lópez)

8. Plan-Perú 
 (Mariella Greco – landesdirektorin –  
 und Cariño Ramos)

1. Justizministerium 
(Sandro Delgado – leiter der abteilung 
Kinder, Jugendliche und Senioren)

2. Plurinationale Versammlung 
(Javier Zavaleta – Vorsitzender des  
Parlamentarischen netzwerks für Kinder)

3. arbeitsministerium 
(Claudia torrez – leiterin der abteilung 
für Grundrechte – und Mabel Duran –  
Expertin für die Beseitigung von Kinder-
arbeit)

4. ombudsfrau für Sonderprogramme  
 und -maßnahmen (Griselda Sillerico)

5. Koordinator des Menschenrechts- 
 programms der indigenen Völker 
 (Eugenio Mullucundo)

6. Confederación de Pueblos indígenas  
 de Bolivia – CIDoB (nelly Romero –  
 stellvertretende Vorsitzende)

7. Federación Sindical única de  
 trabajadores originarios y ayllus del  
 norte de Potosí (Einheitsgewerkschaft  
 der originären arbeiter und ayllus  
 im nördlichen Potosí)  
 (Feliciano león – Gewerkschaftsführer) 
 
 
 

8. IPEC-oIt 
 (María Elena Reyes –  
 landeskoordinatorin)

9. unICEF 
 (Verónica tejerina – Verantwortliche  
 für den Schutz indigener und  
 afrikanischstämmiger Kinder)

10. Plan-Bolivia 
 (Martha Rivera, nancy alé,  
 Madeleine Cruz, Claudia Benavides)

11. Family Care International – Bolivien 
 (alexia Escobar – Direktorin)

 

1. Entwicklungsrat der nationalitäten  
 und Völker Ecuadors, CoDEnPE 
 (Ángel Medina – Vorsitzender)

2. Sekretariat der Völker 
 (Pablo Ramírez und Carmen tene)

3. nationaler Rat für Kinder und  
 Jugendliche  
 (Sara oviedo – ehemalige  
 Geschäftsführerin)

4. Zweite ombusfrau und nationaler  
 Koordinator für natur und umwelt  
 (Blanca Vega und Walter Guaranda)

5. Confederación Kichwa del Ecuador –  
 ECuaRunaRI  
 (Mario Bustos – Berater)

6. Confederación nacional de 
 organizaciones Campesinas, Indígenas  
 y negras – FEnoCIn  
 (Delia Guamán – Jugendsekretariat)

 
 
 
 

7. IPEC-oIt 
 (Bladimir Chicaiza – landesdirektor)

8. unICEF 
 (Michel Guinand)

9. Plan-Ecuador 
 (Verónica Zambrano)

10. Defensa niño Internacional (DnI)  
 Ecuador 
 (Fernando lópez – Direktor)

Organisationen zum Schutz und zur Förderung von Kinder- und Jugendrechten

Liste der interviewten Personen und Institutionen
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Peru Bolivien Ecuador

Sonstige Schlüsselakteure

9. Instituto de Defensa legal – IDl 
 (Javier la Rosa)

10. Centro amazónico de antropología y  
 aplicación práctica – CaaaP 
 (ada Chuecas – Direktorin)

11. GIZ-ComVoMujer 
 (María Panizzo – landeskoordinatorin)

12. GIZ – Konsolidierung der Reform des  
 Strafverfahrens sowie der Justiz 
 (William Ramírez)

13. Centro de Culturas Indígenas del Perú  
 Chirapaq (Peruanisches Zentrum für  
 indigene Kulturen Chiparac) 
 (tarcila Rivera – Vorsitzende)

14. anthropologe, spezialisiert auf 
 indigene Völker  
 (Gerardo Seminario)

15. Rechtsanwältin, Expertin für Rechts- 
 pluralismus  
 (Raquel Yrigoyen)

12. Postgrado en Ciencias del Desarrollo  
 - CIDES-uMSa 
 (Cecilia Salazar – Direktorin)

13. PRoJuRIDE-GIZ  
 (Petronilo Flores – Fachberater)

14. GIZ-Beraterin „Estado situación niños  
 indígenas en tIPnIS“ 
  (Elizabeth huanca)

15. aymara-Forscherin 
 (Elena Crespo)

 

11. GIZ – ComVoMujer  
 (Viviana Maldonado  
 – landeskoordinatorin) 
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